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1. Einführung 
Kinder sind die Zukunft unserer Gesellschaft.1 Darüber sind sich Politik, 
Gesellschaft und Wirtschaft einig.2 Die Politik hat es sich zur Aufgabe ge-
macht, die Eltern in der Wahrnehmung ihrer Erziehungs- und Bildungsver-
antwortung zu unterstützen. Durch die Förderung von Kindern in Kinderta-
gesbetreuung wird diesem Aspekt Rechnung getragen. Eine Form der 
Kindertagesbetreuung ist die Kindertagespflege.  
1.1 Zielsetzung der Bachelorarbeit 
Diese Arbeit hat zum Ziel die gesetzlichen Änderungen in der Kinderta-
gespflege aufzuzeigen und die fachlichen und wirtschaftlichen Auswirkun-
gen beispielhaft zu erläutern. 
Anzumerken ist, dass die Komplexität des Themas im Rahmen der Bache-
lorarbeit nicht vollständig dargestellt und erläutert werden kann. 
Infolgedessen werden die wesentlichen Gesetzesänderungen und deren 
Auswirkungen auf die Kindertagespflege erläutert.  
1.2 Aufbau der Bachelorarbeit 
Die vorliegende Bachelorarbeit ist in sieben Kapitel aufgeteilt. Nach der 
Einführung werden in Kapitel zwei grundsätzliche Informationen über die 
Kindertagespflege beschrieben. In Kapitel drei wird erläutert, aus welchen 
gesellschaftlichen Hintergründen die gesetzlichen Veränderungen ent-
standen sind. Die gesetzlichen Veränderungen werden in Kapitel vier un-
ter den Aspekten der Bedarfsgerechtigkeit, Fachgerechtigkeit und Ar-
beitsmarktgerechtigkeit aufgezeigt. Die Kapitel fünf und sechs bilden den 
Schwerpunkt dieser Arbeit und zeigen beispielhaft die fachlichen und fi-
nanziellen Auswirkungen der gesetzlichen Veränderungen in der Kinder-
tagespflege auf. Im letzten Kapitel im Resümee werden die Stärken und 
Schwächen der Kindertagespflege zusammengefasst und die Arbeit wird 
durch meine eigene Stellungnahme zu den gesetzlichen Veränderungen 
                                            
1  Vgl. BT-Drs. 15/6014, S. 6. 
2  Vgl. BT-Drs. 15/6014, S. 6. 
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und deren Auswirkungen beendet.  
2. Kindertagespflege als Baustein der Kindertagesbetreuung 
Die gesetzlichen Regelungen der Kindertagesbetreuung sind seit dem 
01.01.1991 im dritten Abschnitt des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
(SGB VIII) verortet.3 Nach § 2 Abs. 2 Nr. 3 SGB VIII4 ist es Aufgabe der 
Kinder- und Jugendhilfe, Angebote zur Förderung von Kindern in Ta-
geseinrichtungen und in Tagespflege bereitzustellen. Die Kindertagespfle-
ge wurde mit dem Tagesbetreuungsausbaugesetz (TAG), dem Gesetz zur 
Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe (KICK) und dem Kinderför-
derungsgesetz (KiFöG) reformiert. Die Betreuung in Kindertageseinrich-
tungen und in der Kindertagespflege werden durch diese gesetzlichen 
Veränderungen gleichrangig gestellt.5 
2.1 Zuständigkeiten  
Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes zum Erlass des Kinder- und 
Jugendhilferechts wird aus der „öffentlichen Fürsorge“ (Art. 74 Abs. 1 Nr. 7 
Grundgesetz) abgeleitet.6 Der Bund hat die Förderung der Kindertages-
betreuung durch die §§ 22 ff. geregelt. Gemäß Art. 84 Abs. 1 Grundgesetz 
(GG) sind grundsätzlich die Länder für die Umsetzung der Bundesgesetze 
zuständig.7  
Aufgrund der Gesetzesgrundlage in Art. 74 I Nr. 7 GG handelt es sich um 
einen Fall der konkurrierenden Gesetzgebung. 
Macht somit der Bund von seiner Gesetzgebungskompetenz keinen  
Gebrauch, so sind die Länder nach Art. 72 I GG zur Gesetzgebung be-
rechtigt.8 In § 26 ist es den Ländern vorbehalten, Inhalt und Umfang der 
Kindertagesbetreuung zu regeln.9 Die Bundesländer haben die Leistungs-
                                            
3  Vgl. Münder, Lakies 2009, S.56. 
4      Alle angegebenen Paragraphen sind solche des , sofern nichts anderes  
      angegeben ist 
5  Vgl. Weiß, 2007, S. 12. 
6  Vgl. Schoch, 2004, S. 47. 
7  Vgl. Münder, Lakies, 2009, S. 56. 
8  Vgl. Münder, Lakies, 2009, S.56. 
9  Vgl. Münder, Lakies, 2009, S.56. 
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struktur und Qualität zu fördern und gemäß § 82 Abs. 2 auf einen gleich-
mäßigen Ausbau der Einrichtungen und Angebote der Kindertagesbetreu-
ung hinzuwirken.10 Damit diese Aufgaben erfüllt werden können, sind die 
Länder durch § 69 Abs. 3 verpflichtet, Landesjugendämter als überörtliche 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe einzurichten.11 Gemäß § 3 Kinder-  
und Jugendhilfegesetz für Baden- Württemberg (LKJHG) ist in Baden 
Württemberg der überörtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe der 
Kommunalverband für Jugend und Soziales.  
 
Auf kommunaler Ebene sind in Baden-Württemberg örtliche Träger der 
Jugendhilfe nach § 69 Abs. 1 i.V.m. § 1 LKJHG die Landkreise, die Stadt-
kreise und die nach § 5 LKJHG zu den örtlichen Trägern bestimmten 
kreisangehörigen Gemeinden zuständig. Diese richten gemäß § 69 Abs. 3  
zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben ein Jugendamt ein. Gemäß § 69 Abs. 1 
i.V.m. § 5 LKJHG und § 3 Abs. 1 KiTaG sind die kreisangehörigen Ge-
meinden zur Aufgabe der Kindertagesbetreuung beauftragt. In § 8b KiTaG 
benennt der Gesetzgeber explizit die Landkreise, Stadtkreise und die nach 
§ 5 LKJHG zu örtlichen Trägern bestimmten kreisangehörigen Gemeinden 
als die örtlich Zuständigen für die Kindertagespflege.  
Die Aufgaben des örtlichen Jugendhilfeträgers, speziell im Bereich der 
Kindertagespflege, sind nach § 23 die Vermittlung des Kindes zu einer 
geeigneten Tagespflegeperson, deren fachliche Beratung, Begleitung und 
Qualifizierung sowie die Bezahlung einer laufenden Geldleistung an die  
Tagespflegeperson. 
2.2 Merkmale und Abgrenzungen 
Die im Folgenden erläuterten Merkmale charakterisieren die Kindertages-
pflege nach § 23. Die Betreuung des Kindes wird von einer Person, der 
sogenannten Tagespflegeperson, übernommen, die nicht personensorge-
berechtigt ist.12 Die Tagespflegeperson muss eine Erlaubnis zur Kinderta-
                                            
10  Vgl. Münder, Lakies, 2009, S.56. 
11  Vgl. Münder, Lakies, 2009, S.588. 
12  Vgl. KVJS, S. 5. 
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gespflege nach § 43 nachweisen und erhält eine Bezahlung. Der Betreu-
ungsumfang kann von wenigen Stunden pro Woche bis zu zehn Stunden 
täglich reichen, wichtig ist, dass die Betreuung regelmäßig stattfindet und 
auf Dauer (länger als drei Monate) ist.13 Das Kind wird von der Tagespfle-
geperson in deren Wohnung, oder im Haushalt der Personensorgeberech-
tigten oder in anderen geeigneten Räumen während des Tages betreut. 
Wenn die Tagespflegeperson das Kind im Haushalt der Eltern betreut, 
wird die Tagespflegeperson traditionell  „Kinderfrau“ genannt.14  
Obwohl die Kindertagespflege keine institutionelle Betreuungsform ist, un-
terliegt sie genauso wie die Kindertageseinrichtungen den Grundsätzen 
der Förderung der Kinder gemäß § 22. Das Ziel ist somit auch hier, die 
Entwicklung des Kindes zu einer eigenverantwortlichen und gemein-
schaftsfähigen Persönlichkeit zu fördern, die  Erziehung und Bildung in der 
Familie zu unterstützen und zu ergänzen und schließlich den Eltern zu 
helfen, Erwerbstätigkeit und Kindererziehung besser miteinander verein-
baren zu können.  
Vor den gesetzlichen Veränderungen wurde zwischen informeller und öf-
fentlicher Kindertagespflege unterschieden: 
Öffentliche Kindertagespflege lag vor, wenn der örtliche Jugendhilfeträger  
die Tagespflegeperson vermittelte, qualifizierte und finanzierte.15 
Von informeller Tagespflege wurde gesprochen, wenn sich die Tagespfle-
geperson und die Eltern „auf dem freien Markt“ oder im Rahmen privater 
Netzwerke gefunden haben16 und die Kindertagespflege von den Perso-
nensorgeberechtigten finanziert wurde.17 Seit den gesetzlichen Verände-
rungen des SGB VIII benötigt die Tagespflegeperson bereits ab der 
Betreuung eines Kindes in der Kindertagespflege eine Erlaubnis nach § 
43. Die Erlaubnis zur Kindertagespflege wird nach der Prüfung der Eig-
nungskriterien vom Jugendamt erteilt. Somit gibt es keine informelle Kin-
dertagespflege mehr. Es gibt weiterhin privat organisierte Betreuung von 
                                            
13  Vgl. Weiß, 2007, S. 12. 
14  Vgl. Weiß, 2007,, S. 12. 
15  Vgl. BT-Drs. 15/6014, S. 177. 
16  Vgl. Jurczyk,  2004, S. 36. 
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Kindern. Es wird aber nur dann von Kindertagespflege gesprochen, wenn 
die Kriterien nach §§ 22, 23, 43 erfüllt sind. 
Eine Form der Kinderbetreuung, die nicht unter den Aspekt der Kinderta-
gespflege zu subsumieren ist, ist die Nachbarschaftshilfe. Sie unterschei-
det sich von der Kindertagespflege dadurch, dass sie kurzfristig, unregel-
mäßig und von geringer Dauer angelegt ist.18  
Die Spielclubs, Krabbelgruppen und ähnliche Betreuungsangebote gren-
zen sich von der Kindertagespflege ab, indem sie nur geringe wöchentli-
che Öffnungszeiten (unter 10 Stunden) haben und dort die Eltern mit da-
bei sind.19 Der Schwerpunkt liegt weniger auf Betreuung der Kinder, als 
auf Erfahrungsaustausch zwischen den Eltern.20 Zudem haben Kleinkinder 
dort die Möglichkeit erste Gruppenerfahrungen zu sammeln.21 
Die Betreuungsform „Babysitten“, wie es für ein paar Stunden von Schüle-
rinnen oder anderen Dritten praktiziert wird, ist nicht als Kindertagespflege 
im Sinne der §§ 22, 23 zu verstehen. Um den Förderungsauftrag (Erzie-
hung, Bildung und Betreuung) zu erfüllen, bedarf es einer Mindestbetreu-
ungszeit von 15 Stunden pro Woche. Dieses Kriterium grenzt das „Baby-
sitten“ zur Kindertagespflege ab.22 Aus diesem Grund ist auch keine Er-
laubnis nach § 43 nötig.  
Au-pairs sind nicht als Tagespflegepersonen nach § 23 Abs. 3 und § 43 zu 
sehen. Sie sind in der Zeit ihres Aufenthalts Familienmitglieder und Gäste 
und sollen die Möglichkeit erhalten, am Familienleben und am kulturellen 
Leben teilzunehmen. Durch den Aufenthalt in der Gastfamilie soll dem Au-
pair ermöglicht werden, andere Länder, Sprachen und Kulturen im Rah-
men der Jugendbildung kennen zu lernen.23  
Vollzeitpflege nach § 44 ist im Gegensatz zur Kindertagespflege die 
Betreuung eines Kindes über Tag und Nacht.24 Während die Förderung 
                                                                                                                       
17  Vgl. Jurczyk,  2004, S. 36. 
18 Vgl. KVJS, S. 5. 
19 Vgl. KVJS, S. 5. 
20 Vgl. KVJS, S. 5. 
21 Vgl. KVJS, S. 5. 
22 Vgl. Münder, 2006, S. 335. 
23 Vgl. KVJS, S. 15. 
24  Vgl. Münder, Lakies, 2009, S. 407. 
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und Erziehung eines Kindes in der Kindertagespflege nur auf einen Teil 
des Tages, der aber durchaus bei Schichtarbeit auch in der Nacht liegen 
kann, umfasst.25 
Eine Kindertageseinrichtung wird zur Kindertagespflege dadurch abge-
grenzt, dass eine Kindertageseinrichtung eine Betriebserlaubnis nach § 45 
braucht. In einer Kindertageseinrichtung werden die Kinder von sozialpä-
dagogisch ausgebildeten Fachkräften gefördert.26 Die Förderung von Kin-
dern in Tageseinrichtungen ist in §§ 22, §22a, 24 geregelt. 
2.3 Geschichtliche Entwicklung 
Historisch gesehen, ist die Kindertagesbetreuung durch andere Familien 
gegen Entgelt älter als die Förderung, Bildung und Betreuung von Kindern 
in institutionellen Einrichtungen.27  
In der Antike übernahmen Sklavinnen, Sklaven oder extra eingestellte 
Hauslehrer die Erziehung, Bildung und Betreuung der Kinder des patriar-
chalischen Hausherren.28 Im Mittelalter wurden Kinder aus wirtschaftlichen 
Notlagen oder familiären Gründen (Verwaisung, hohe Geschwisterzahlen,  
alleinerziehende Elternteile durch Kriegswirren) an Ammen auf dem Land 
abgegeben.29 Eine lange Tradition hatte das Abgeben der Kinder aus Adel 
und Aristokratie in Europa. Die Kinder wurden von den Ammen aus Erzie-
hungs- und Bildungshintergründen betreut und nicht aus wirtschaftlichen 
Notlagen der Familien.30  
Im 19. Jahrhundert entwickelte sich in den bürgerlichen Kreisen in Europa 
die Vorstellung, dass nur die leibliche Mutter angemessen betreuen und 
erziehen könne.31  
Zu Beginn des 20. Jahrhunderts wurden die Kinder von Fabrikarbeiterin-
nen dann auch durch fremde Personen betreut, jedoch zumeist nicht ge-
gen Entgelt, weshalb diese Betreuung auch von geringer pädagogischer 
                                            
25  Vgl. Münder, Lakies, 2009, S. 407. 
26  Vgl. KVJS, S. 5. 
27  Vgl. Stranz 1995, S.20 ff. 
28  Vgl. Gestrich, 2003, S. 129 ff. 
29  Vgl. Gestrich, 2003, S. 571 ff. 
30  Vgl. Gestrich, 2003, S. 571 ff. 
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Qualität war. 32  
Seit 1933 wurde die gesamte Erziehung der Kinder der Rassenideologie 
der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiter Partei (NSDAP) unterge-
ordnet.33 In der Zeit von 1939 bis 1945 übernahmen häufig Zwangsarbei-
terinnen die Betreuung von Kindern, denn die Mütter wurden vor allem in 
den Fabriken der Rüstungsindustrie gebraucht.34 In der Nachkriegszeit 
entwickelte sich durch die Teilung Deutschlands und den verschiedenen 
Gesellschaftssystemen die öffentliche Kindertagesbetreuung unterschied-
lich.35 Durch die wirtschaftlich notwendige Inanspruchnahme der Arbeits-
kraft der Frauen, musste in der Deutsch Demokratischen Republik (DDR) 
die Kindertagesbetreuung gut ausgebaut sein.36 Die Kinder wurden haupt-
sächlich in Institutionen betreut, sodass der Bedarf an Kindertagespflege 
gering war.37  
In der Bundesrepublik Deutschland (BRD) herrschte in den meisten Fami-
lien das Einverdiener-Modell. Das bedeutete, der Mann war für das Fami-
lieneinkommen zuständig und die Hausarbeit und Kinderbetreuung war 
Aufgabe der Frau.38 In den 1950er und 1960er Jahren erhielt der Kinder-
garten mehr an Bedeutung.39 Gründe dafür waren der wirtschaftliche Auf-
schwung, der Frauen als Arbeitskräfte brauchte und ein sich veränderndes 
Frauen- und Familienbild, das den Kindergarten über drei Jahrzehnte zu 
einer familienergänzenden Bildungs- und Erziehungseinrichtung hat wer-
den lassen.40 Schließlich wurde durch das Schwangeren und Familienge-
setz 1992 der Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz im § 24 fest-
geschrieben, der bis 31.12.1995 gemäß Landesrecht galt und ab 1.1.1996 
bundesrechtlich einheitlich Geltung besitzen sollte.41 Auf Initiative des 
                                                                                                                       
31  Vgl. Sachße, 1991, S. 111. 
32  Vgl. Duby, 1995 S. 446. 
33  Vgl. Erning, 1987, S. 26. 
34  Vgl. Mendel, 1994, S. 9 ff.  
35  Vgl. Nave-Herz, 1990, S. 49 ff. 
36  Vgl. Nave-Herz, 1990, S. 49 ff. 
37  Vgl. Nave-Herz, 1990, S. 49 ff. 
38  Vgl. Wiesner Kommentar, S. 311. 
39  Vgl. Möller, Nix,  2006, S. 104. 
40  Vgl. Möller, Nix,  2006, S. 105 
41  Vgl. Münder, 2003, S. 234.  
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Bundesrates wurde eine Übergangsregelung bis zum 31.12.1998 verab-
schiedet.42 Seit 1.1.1999 besteht der Rechtsanspruch auf einen Kindergar-
tenplatz.43 
Die Kindertagespflege blieb jedoch im Gegensatz zum Kindergarten eine 
„Notfalllösung“.44 Anfang der 1970er Jahre begann allmählich ein familien-
politisches Umdenken und in dieser Zeit erschien ein Artikel der Zeitschrift 
„Brigitte“ über die schwedischen Tagesmütter mit dem Titel „Wir fordern 
einen neuen Beruf: Tagesmutter“.45 Die Resonanz dieses Artikels waren 
50 Fraueninitiativen, die versuchten den Beruf „Tagesmutter“ durchzuset-
zen.46 Daraufhin entschied sich das Bundesministerium für Jugend, Fami-
lie und Gesundheit für ein Modellprojekt „Tagesmütter“.47 Die Ergebnisse 
des Modellprojektes wurden jedoch nicht umgesetzt und es gab keine wei-
teren Projekte.48 
1996 erarbeitete dann das Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend (BMFSFJ) auf Basis von Praxiserfahrungen das „Ta-
gesmütterhandbuch“.49 Im Jahr 1998 wurde das Modellprojekt „Entwick-
lung und Evaluation curricularer Elemente zur Qualifizierung von Tages-
pflegepersonen“ vom Deutschen Jugendinstitut erarbeitet.50  
Im März 2002 wurde in Barcelona vom Europäischen Rat unter anderem 
die Forderung ausgesprochen, dass für 33 Prozent der Kinder unter drei 
Jahren Betreuungsplätze zur Verfügung gestellt werden sollen.51 (sog. Bo-
logna-Ziele) Durch die schlechten Ergebnisse der PISA-Studie und die 
Umsetzung der Bologna-Ziele wurde das Thema der frühkindlichen Bil-
dung, Erziehung und Betreuung wieder in der Öffentlichkeit diskutiert und 
                                            
42  Vgl. Münder, 2003, S. 234.  
43  Vgl. Münder, 2003, S. 234.  
44  Vgl. Krings, 2009, S. 44. 
45  Vgl. Jurczyk, 2004, S. 12. 
46  Vgl. Jurczyk, 2004, S. 12. 
47  Vgl. Jurczyk, 2004, S. 13. 
48  Vgl. Krings, 2009, S. 48. 
49  Vgl. Krings, 2009, S. 49. 
50  Vgl. Krings, 2009, S. 49. 
51  Vgl. Bericht der europäischen Kommission, Umsetzung der Barcelona-Ziele auf dem 
Gebiet der Betreuungseinrichtungen für Kinder im Vorschulalter, http://eur-
lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=COM:2008:0638:FIN:DE:PDF, [14.09.2010], An-
lage 1, S. 2. 
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rückte damit wieder in den Fokus.52 Die rot-grüne Regierungskoalition hat-
te für die Legislaturperiode 2002-2006 einen Wandel in der Kinder- und 
Jugendpolitik angekündigt.53 Dieser Wandel hatte politische Ziele, die über 
die Bologna-Ziele und Erkenntnisse hinausgehen. Diese sollen im nächs-
ten Kapitel erläutert werden.  
3. Gesellschaftlicher Wandel und gesetzgeberische Ziele 
3.1 Bildung und Förderung im Kleinkindalter 
Die neurobiologische Forschung und die Entwicklungspsychologie fanden 
heraus, dass Kinder von Geburt an lernfähig und wissbegierig sind.54 Die 
Erfahrungen im Kleinkindalter sind ausschlaggebend für alle weiteren 
Lernprozesse.55 Inwieweit ein Kind in den ersten Lebensjahren gefördert 
wird, ist bis zum Eintritt in den Kindergarten bisher Aufgabe der Familie. In 
welchem Rahmen es der Familie möglich ist, das Kind zu fördern, hängt 
von ihren eigenen sozialen, kulturellen und ökonomischen Ressourcen 
ab.56  
Eine Förderung in Tageseinrichtungen und in der Kindertagespflege muss 
nicht nur den unterschiedlichen Begabungen der Kinder Rechnung tragen, 
sondern auch gesellschaftliche und individuelle Benachteiligungen aus-
gleichen und damit Chancengleichheit für Kinder schaffen.57 Ziel ist ein 
Ausbau der Kindertagesbetreuung unter entwicklungspsychologischen 
Aspekten.58 
3.2 Fehlende Arbeitskraft der Frauen 
Das Selbstverständnis und das Selbstbewusstsein der Frauen hat sich in 
 den letzten Jahren geändert, denn viele Frauen wollen selbst beruflich tä-
tig sein und nicht nur den eigenen Haushalt „managen“. Derzeit liegt je-
doch die Frauenerwerbstätigkeitsquote in Deutschland bei nur 59 Prozent, 
                                            
52  Vgl. Krings, 2009, S. 49. 
53  Vgl. Jurczyk, 2004, S. 14. 
54  Vgl. Bien, 2007, S. 282. 
55  Vgl. Bien, 2007, S. 282. 
56  Vgl. Bien, 2007, S. 282. 
57  Vgl. Bien, 2007, S. 282. 
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damit ist Deutschland im europäischen Vergleich im unteren Viertel.59  
Ein weiterer Gesichtspunkt, der eine stärkere Teilnahme der Frauen am 
Arbeitsmarkt nötig macht, ist die zukünftige sichere Finanzierung der Ren-
ten- und Sozialversicherungssysteme, welcher aufgrund des demographi-
schen Wandels nötig ist.60 Darüber hinaus besteht eine gesteigerte Nach-
frage nach Fachkräften.61 Im Zusammenhang mit dem globalen Standort-
wettbewerb und Deutschland in der Position als Informations- und Wis-
sensgesellschaft ist das Qualifikationspotential von Frauen enorm wich-
tig.62 Aus allen diesen Faktoren ergibt sich die Notwendigkeit die Frauen-
erwerbstätigkeit zu steigern, um die Volkswirtschaft mit qualifizierten Ar-
beits- und Fachkräften zu stärken.63    
3.3 Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
Im Jahr 2006 waren im Westen Deutschlands 42 Prozent der Frauen im 
Alter zwischen 30 und 34 Jahren kinderlos. Im Osten Deutschlands waren 
es 31 Prozent.64  
Sinkende Geburtenzahlen und die Kinderlosigkeit vor allem von hoch qua-
lifizierten Frauen weisen auf die Problemstellung zwischen Familie und 
Beruf hin. 21% der Frauen im Alter von 40 bis 75 Jahren, die eine hohe 
Bildung haben, waren 2006 in Deutschland kinderlos.65  
Die Geburtenrate in Deutschland liegt bei 1,4 Kindern pro Frau. Wird diese 
Geburtenrate der demographischen Bevölkerungsentwicklung zu Grunde 
gelegt, so nimmt die Kindergeneration gegenüber der Elterngeneration um 
ein Drittel ab.66  Die niedrige Geburtenrate und die hohe Kinderlosigkeit 
                                                                                                                       
58  Vgl. BT-Drs. 15/6014, S.4. 
59  Vgl. Bruun, 2007, S. 27. 
60  Vgl. Bruun, 2007, S. 27. 
61  Vgl. Bruun, 2007, S. 28. 
62  Vgl. Bruun, 2007, S. 28. 
63  Vgl. Statistisches Bundesamt, Wirtschaft und Statistik 3/2007, Determinanten der  
           Frauenerwerbstätigkeit im Haushaltskontext,         
           http://www.destatis.de/jetspeed/portal/cms/Sites/destatis/Internet/DE/Content/  
           Publikationen/Querschnittsveroeffentlichungen/WirtschaftStatistik/Gastbeitraege/                    
           FrauenerwerbstaetigkeitHaushaltskontext,property=file.pdf,  
           [14.09.2010], Anlage 2, S. 312. 
64  Vgl. Statistisches Bundesamt, Geburten in Deutschland 2007, Anlage 3, S. 28. 
65  Vgl. Statistisches Bundesamt, Geburten in Deutschland 2007, Anlage 3, S. 33. 
66  Vgl. Bruun, 2007, S. 27. 
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vor allem von Akademikerinnen, weisen auf ein Spannungsverhältnis zwi-
schen Karriereplanung und Familienplanung von gut qualifizierten Frauen 
hin.67 Ziel ist es, mit der Schaffung von mehr Kindertagesbetreuungsplät-
zen, Frauen und Männern Mut zu machen, sich für Kinder zu entschei-
den.68  
4. Gesetzliche Veränderungen seit 2005 
Mit dem Ziel, den Umfang und die Qualität von Kindertagesbetreuungsan-
geboten weiter zu entwickeln und auszubauen, wurden im Jahr 2005 zwei 
Gesetze auf den Weg gebracht. Im Vordergrund stand dabei eine gleich-
rangige Förderung der Betreuung in den Kindertageseinrichtungen und 
der Kindertagespflege. Grundlage war ein einheitlicher Gesetzesentwurf, 
der als Ganzes im Bundesrat zu scheitern drohte. Deshalb wurde das Ge-
setz in einen ersten, nicht zustimmungsbedürftigen Teil, das TAG, und ei-
nen zweiten, zustimmungspflichtigen Teil, das KICK, getrennt. Daraus re-
sultierte, dass das TAG bereits am 1. Januar 200569 in Kraft getreten ist 
und das KICK erst zum 1. Oktober 2005.70 In der Folge trat am 16.12.2008 
das KiFöG in Kraft.71 Das KiFöG hat zum Ziel, den begonnen Ausbau der 
Kindertagesbetreuung voran zu treiben.72 Die Profilierung der Kinderta-
gespflege ist ein weiteres Ziel des KiFöG.73  
Das TAG, das KICK und das KiFöG sind Artikelgesetze und somit keine 
eigenständigen Stammgesetze, sondern aus ihnen ergeben sich Novellie-
rungen des bis dahin bestehenden SGB VIII. 
Die gesetzlichen Veränderungen sollen dazu beigetragen, dass zum einen 
die Kinder in der Kindertagespflege ebenfalls wie in den Kindertagesein-
richtungen altersgerecht gefördert werden. Zudem soll der bedarfsgerech-
te Ausbau der Kindertagesbetreuungen den Frauen ermöglichen erwerbs-
tätig zu sein. Damit stehen sie der Wirtschaft mit ihrem Fachwissen zur 
                                            
67  Vgl. Bien, 2007, S. 282.  
68  Vgl. Bien, 2007, S. 282. 
69  Vgl. Grümer, 2009, S. 5. 
70  Vgl. Grümer, 2009, S. 11. 
71  Vgl. Grümer, 2009, S. 20. 
72  Vgl. Grümer, 2009, S. 5. 
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Verfügung und können Familie und Erwerbstätigkeit besser vereinbaren. 
Um diese Ziele erreichen zu können, sind die gesetzlichen Änderungen im 
Bereich der Eignung der Tagespflegeperson und die finanziellen Verbes-
serungen der Vergütung der Tagespflegepersonen von enormer Bedeu-
tung. 
Die rechtlichen Veränderungen der Kindertagespflege durch das TAG, 
KICK und KiFöG werden nun unter den Aspekten der Bedarfsgerechtig-
keit, Fachgerechtigkeit und Arbeitsmarktgerechtigkeit analysiert.74 
4.1. Bedarfsgerechtigkeit  
Unter Bedarfsgerechtigkeit ist hier der quantitative Ausbau von Betreu-
ungsplätzen für Kinder zu verstehen. Damit kommt die Politik dem gesell-
schaftlichen Wandel nach.  
4.1.1 Anzahl der Betreuungsplätze 
Durch den neu geschaffenen § 24 Abs. 1 werden die öffentlichen Träger 
der Jugendhilfe verpflichtet, auf ein bedarfsgerechtes Angebot an Ganzta-
gesplätzen für Kinder im Alter von drei Jahren bis zu deren Schuleintritt 
hinzuwirken. Neu ist seit dem TAG, dass das bedarfsgerechte Angebot 
auch durch die Kindertagespflege abgedeckt werden kann.75 Nach  
§ 24 Abs. 2, ist ein bedarfsgerechtes Angebot an Ganztagesplätzen in 
Kindertageseinrichtungen und seit dem TAG auch in Form von Kinderta-
gespflegeplätzen für Kinder unter 3 Jahren und im schulpflichtigen Alter 
vorzuhalten.76  
Der objektiv rechtlichen Verpflichtung in § 24 Abs. 2, nämlich ein bedarfs-
gerechtes Angebot für Kinder unter drei Jahren zu schaffen, ist der öffent-
liche Jugendhilfeträger in Westdeutschland nur zu gering nachgekom-
men.77 Der Gesetzgeber lässt nun keine Auslegung des Begriffs „bedarfs- 
gerecht“ zu, sondern formuliert die Bedarfskriterien in § 24 Abs. 3 vor.78  
                                                                                                                       
73  Vgl. Grümer, 2009, S. 5. 
74  Vgl. Jurczyk, 2004, S. 81. 
75  Vgl. BT-Drs. 15/3676, S. 33. 
76  Vgl. BT-Drs. 15/3676, S. 33. 
77  Vgl. BT-Drs. 15/3676, S. 34. 
78  Vgl. BT-Drs. 15/3676, S. 34. 
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Das zentrale Kriterium für die Inanspruchnahme eines Kindertagesbetreu-
ungsplatzes für Kinder unter drei Jahren ist die Erwerbstätigkeit beider El-
ternteile oder des alleinerziehenden Elternteils bzw. eine bevorstehende 
Aufnahme einer Tätigkeit, eine berufliche Bildungsmaßnahme oder eine 
Maßnahme zur Eingliederung in den Arbeitsmarkt.  
Daneben schließt die Regelung auch solche Kinder mit ein, die wegen ih-
rer besonders belasteten Familienverhältnisse einer Förderung in Kinder-
tageseinrichtungen oder in der Kindertagespflege bedürfen. Davon unbe-
rührt bleibt die Notwendigkeit der Gewährung von Hilfen zur Erziehung 
nach §§ 27 bis 35.79  
An die durch das TAG geschaffenen Mindestkriterien in § 24 Abs. 3 knüpft 
das KiFöG dadurch an,80 dass bei Vorliegen der Mindestkriterien nach  
§ 24 Abs. 3 ein Rechtsanspruch auf Förderung in einer Tageseinrichtung 
oder in der Kindertagespflege begründet wird.81  
Im Rahmen des KiFöG wird der § 24 ein weiteres Mal geändert. Am 1. 
August 2013 tritt der Rechtsanspruch für frühkindliche Förderung in Ta-
geseinrichtung oder in Kindertagespflege für Kinder vom ersten bis zum 
dritten Lebensjahr in Kraft.82  
Ziel dieser gesetzlichen Regelungen ist es, für insgesamt bundesweit 35 
Prozent der unter Dreijährigen einen Kindertagesbetreuungsplatz anbieten 
zu können.83 Das bedeutet, es müssen 230.000 Kindertagesbetreuungs-
plätze und davon 69.000 in der Kindertagespflege geschaffen werden.84 
Für den Fall, dass die öffentlichen Jugendhilfeträger feststellen, dass sie 
diesen Verpflichtungen, ein bedarfsgerechtes Angebot für Kinder unter 
drei Jahren und im schulpflichtigen Alter gemäß § 24 Abs. 2 bis 4 vorzu-
halten, nicht erfüllen können, können sie beschließen, die Verpflichtungen 
bis spätestens zum 1.10.2010 zu erreichen. Dies besagt § 24a, der im 
                                            
79  Vgl. BT-Drs. 15/3676, S. 34. 
80  Vgl. BT-Drs. 16/9299, S. 15. 
81  Vgl. Münder, Lakies, 2009, S. 255.  
82  Vgl. Grümer, 2009, S. 159. 
83  Vgl. Grümer, 2009, S. 15. 
84  Vgl. BT-Drs. 15/6014, S. 185. 
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Rahmen des TAG neu formuliert wurde.85 
Vor dem TAG beinhaltete der § 24a die Übergangsregelungen bis zum 
31.12.1998 für einen Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz. Nach-
dem die Übergangsregelung ab dem 1.1.1999 durch den geltenden 
Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz überflüssig wurde, ist der  
§ 24a nicht ausdrücklich aufgehoben, sondern lediglich gegenstandslos 
geworden.86  
 
4.1.2 Ausgestaltung der Betreuungsplätze 
Gemäß dem § 22 Abs. 3 umfasst der Förderungsauftrag von den Kinder-
tageseinrichtungen und der Kindertagespflege, dass die Kinder entspre-
chend ihrem Alter, Entwicklungsstand, sprachlichen und sonstigen Fähig-
keiten unter Berücksichtigung ihrer Lebenssituation erzogen werden. Da-
mit muss sich das Leistungsangebot der Kindertagespflege bedarfsge-
recht auf die Bedürfnisse der Tagespflegekinder und deren Familien ein-
stellen.87 
 
Die bedarfsgerechte Ausgestaltung der Betreuungsplätze findet sich auch 
im § 22 Abs. 2 Nr. 3 wieder, der besagt, dass die Kindertagespflege die 
Eltern bei der Vereinbarkeit von Erwerbstätigkeit und Kindererziehung hel-
fen soll. Damit sind organisatorische Rahmenbedingungen wie flexible 
Betreuungszeiten, Wohnortnähe oder individuelle Bedürfnisse der einzel-
nen Familien gemeint.88 Die Kindertagespflege ist eine Kinderbetreuungs-
form die auf die individuellen Betreuungsbedürfnisse von Familien einge-
hen kann. 
Unter die Bedarfsgerechtigkeit fällt auch der Aspekt, dass die Eltern In-
formationen über die verschiedenen Betreuungsangebote erhalten, denn 
nur durch Informationen können sie entscheiden, welcher Platz in ihrer 
familiären Situation bedarfsgerecht ist. Der mit dem KICK eingeführte § 24 
                                            
85  Vgl. Münder, 2003, S. 265. 
86  Vgl. Münder, 2003, S. 265. 
87  Vgl. Münder, Lakies, 2009, S. 230. 
88  Vgl. Münder, Lakies, 2009, S. 230. 
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Abs. 4, verpflichtet die Träger der öffentlichen Jugendhilfe und die von ih-
nen beauftragten Stellen zur Information der Eltern, die für ihre Kinder ei-
nen Betreuungsplatz nach Abs. 1 und 2 in Anspruch nehmen wollen.89  
 
Des Weiteren ist unter Bedarfsgerechtigkeit auch der Aspekt zu sehen, 
dass die Kindertagespflege über ein zuverlässiges Vertretungssystem bei 
Ausfall der Tagespflegeperson verfügen muss.90 Der Gesetzgeber hat in § 
23 Abs. 4 Satz 2 neu geregelt, dass für Ausfallzeiten einer Tagespflege-
person rechtzeitig eine andere Betreuungsmöglichkeit für das Kind zu ge-
währleisten ist.  
4.1.3 Kostenbeitrag 
Zu einem bedarfsgerechten Ausbau der Kindertagesbetreuung gehört es 
auch, dass die Kosten für einen Betreuungsplatz in der Kindertagespflege 
für die Eltern in einem angemessen Rahmen liegen.  
Vor den gesetzlichen Veränderungen war die Kostenbeteiligung der 
Betreuungskosten der Kindertagespflege in § 91 Abs. 2 geregelt. § 91 
Abs. 2 besagte, dass die Eltern und das Kind zu den Kosten der Leistun-
gen zur Förderung von Kindern in Kindertagespflege nach § 23 herange-
zogen werden.  
Durch das KICK und das KiFöG ist es gelungen, die Kostenbeteiligung der  
Förderung von Kindern in Kindertagespflege mit der Kostenbeteiligung der 
Eltern in Kindertageseinrichtungen gleich zu regeln.91 Seit dem sind nach  
§ 90 Abs. 1 Satz 3 die Kostenbeiträge für Inanspruchnahme von Kinderta-
gespflege ebenso zu staffeln, wie die Kostenbeiträge in den Kinderta-
geseinrichtungen. Der Kostenbeitrag für die Kindertagespflege soll sich an 
der Höhe der Beträge für die Kindertageseinrichtungen orientieren.92 
Die gesetzgeberische Intention bei der Hereinnahme der Kindertagespfle-
ge in den pauschalierten Kostenbeitrag ist, dass die Eltern unabhängig 
von den Kosten über die Wahl der Form der Kindertagesbetreuung ent-
                                            
89  Vgl. Möller, Nix, 2006 S. 125. 
90  Vgl. Jurczyk, 2004, S. 47. 
91  Vgl. Münder, Lakies, 2009, S. 746. 
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scheiden können. 
Im Zuge der gesetzlichen Veränderungen wurde auch das Finanzaus-
gleichsgesetz (FAG) geändert. Der geänderte § 29c FAG besagt, dass die 
Zuweisungen des Bundes nach § 29c Abs. 1 FAG auf die Zahl der Kinder 
unter drei Jahren in Kindertageseinrichtungen und in der Kindertagespfle-
ge verteilt werden. Gemäß § 8b Abs. 3 KiTaG ist der Kostenbeitrag der El-
tern, deren Kinder unter drei Jahren sind, um diese Zuweisungen nach  
§ 29c FAG zu mindern. Damit werden die Eltern von Kindern unter drei 
Jahren, die eine Kindertagesbetreuung benötigen, von Seiten des Ge-
setzgebers unterstützt. 
 4.2 Fachgerechtigkeit 
Ein bedarfsgerechter Ausbau der Kindertagesbetreuung ist wichtig, der 
Gesetzgeber hat aber auch Veränderungen unter dem Aspekt der Fach-
gerechtigkeit im Gesetz verankert. Hierunter versteht man eine fachlich 
angemessene Qualität der Kindertagespflege. Es werden nun die gesetz-
lichen Veränderungen erläutert, die zur Förderung der Qualität der Kinder-
tagespflege beitragen. 
4.2.1 Förderung der Kinder 
Durch die Änderung des § 22 stellt die Kindertagespflege ein gleichrangi-
ges Förderungsangebot neben den institutionellen Kindertagesbetreuun-
gen dar.93 Somit kommt ihr auch derselbe Förderungsauftrag, der durch 
das TAG näher ausgestaltet wurde, zu.94 Die Kindertagespflege soll die 
Entwicklung des Kindes zu einer eigenverantwortlichen und gemein-
schaftsfähigen Persönlichkeit fördern und die Erziehung und Bildung in 
der Familie unterstützen und ergänzen. Die Förderungstrias Erziehung, 
Bildung und Betreuung wird in § 22 Abs. 3 dahingehend konkretisiert, 
dass der Förderungsauftrag sich auf die soziale, emotionale, körperliche 
und geistige Entwicklung des Kindes bezieht.95 Ebenso sollen Werte und 
                                                                                                                       
92  Vgl. Münder, Lakies, 2009, S. 746. 
93  Vgl. Münder, Lakies, 2009, S. 237. 
94  Vgl. Münder, 2006, S. 334. 
95  Vgl. Münder, 2006, S. 335. 
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Regeln vermittelt werden.96 Erziehung, Bildung und Betreuung sollen sich 
am Alter und Entwicklungsstand, den sprachlichen und sonstigen Fähig-
keiten, der Lebenssituation sowie den Interessen und Bedürfnissen des 
einzelnen Kindes orientieren und seine ethnische Herkunft berücksichti-
gen. Um den beschriebenen Förderungsauftrag erfüllen zu können, muss 
das Personal bzw. die Tagespflegeperson hinreichend qualifiziert sein.97  
Um diesem Aspekt gerecht zu werden, wurden durch das TAG in § 23 
Abs. 3 Kriterien zur Eignung von Tagespflegepersonen eingeführt.  
4.2.2 Eignungskriterien der Tagespflegepersonen 
Im Rahmen des TAG wurden im § 23 Abs. 3 festgelegt, dass Tagespfle-
gepersonen bestimmte Eignungskriterien wie Persönlichkeit, Sachkompe-
tenz und Kooperationsbereitschaft aufweisen müssen, um für die Tätigkeit 
in der Kindertagespflege geeignet zu sein.98 Außerdem schreibt der Ge-
setzgeber vor, dass die Tagespflegepersonen über vertiefte Kenntnisse 
der Kindertagespflege und kindgerechte Räume verfügen müssen. Diese 
unbestimmten Rechtsbegriffe unterliegen der vollen gerichtlichen Kontrol-
le99 und werden im Kapitel 5.2.1 ausführlich erläutert.  
4.2.3 Förderung von Zusammenschlüssen 
Um die Qualität der Tagespflegepersonen auch nach der Grundqualifizie-
rung in einem Kurs zu verbessern, soll das Jugendamt Zusammenschlüs-
se von Tagespflegepersonen, zum Beispiel in Tagespflegegruppen oder 
Verbänden, gemäß dem § 23 Abs. 4 Satz 3 fachlich beraten und finanziell 
unterstützen.100 Solche Gruppen und Vereine bieten den Tagespflegeper-
sonen Beratungs-, Unterstützungs- und Fortbildungsangebote an,101 und 
unterstützen die Tagespflegepersonen durch diese Angebote in ihrer Ar-
beit mit den Kindern. 
4.3  Arbeitsmarktgerechtigkeit 
                                            
96  Vgl. Münder, 2006,, S. 335. 
97  Vgl. Münder, 2006,, Seite 335. 
98  Vgl. BT-Drs. 15/3676, S. 11. 
99  Vgl. Münder, Lakies, 2009, S. 238. 
100  Vgl. Wiesner, 2008, S. 354. 
101  Vgl. Münder, Lakies, 2009, S. 244. 
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Unter der Arbeitsmarktgerechtigkeit versteht man, eine arbeitsmarktadä-
quate und geschlechtergerechte Beschäftigungsperspektive für die Ta-
gespflegeperson. Im Rahmen der gesetzlichen Änderungen wurde im Ge-
setz der Erlaubnisvorbehalt für die Ausübung der Tätigkeit in der Kinder-
tagespflege verankert.  
4.3.1 Status der Tagespflegeperson 
Um die Situation der Tagespflegepersonen zu verstehen, muss man wis-
sen, dass die Kindertagespflege in unterschiedlichem Umfang ausgeübt 
werden kann.  
Frauen mit einem traditionellen Familienbild, die meist selbst nicht berufs-
tätig sind, werden häufig über ihren Partner oder Ehemann finanziell ver-
sorgt und sind im Rahmen der Familienversicherung sozial abgesichert.102 
Diese Frauen üben die Kindertagespflege unter dem Prinzip der Nachbar-
schaftshilfe aus.103 Durch die veränderten Lebens- und Berufsbiographien 
der Männer und Frauen wird der Teil jener Frauen, die Kindertagespflege 
so ausüben können, kleiner.104  
Des Weiteren gibt es in der Kindertagespflege tätige Mütter, die, bevor sie 
ein Kind zur Welt gebracht haben, berufstätig waren. Diese Mütter betreu-
en zusätzlich zu ihrem eigenen Kind noch ein Tagespflegekind, um das 
Familieneinkommen finanziell zu unterstützen.105 Diese Mütter sind wäh-
rend ihrer Tätigkeit in der Kindertagespflege über die Familie finanziell und 
sozial abgesichert. Nach der Elternzeit gehen die Frauen zurück in ihren 
Beruf. Somit arbeiten diese Frauen nicht langfristig in der Kindertagespfle-
ge.106  
Eine wachsende Gruppe von Frauen sieht die Kindertagespflege jedoch 
als neue und auf Dauer angelegte Erwerbsperspektive.107 Sie haben teil-
weise einen pädagogischen Beruf wie Erzieherin oder Kinderpflegerin, er-
                                            
102  Vgl. Jurczyk, 2004, S. 122.   
103  Vgl. Jurczyk, 2004, S. 122. 
104  Vgl. Jurczyk, 2004, S. 122.  
105  Vgl. Jurczyk, 2004, S. 122.  
106  Vgl. Jurczyk, 2004, S. 123.  
107  Vgl. Jurczyk, 2004, S. 123.  
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lernt 108 und entscheiden sich bewusst für den Einstieg in die professionel-
le Ausübung der Kindertagespflege. Sie sind auch in der Lage mehr als 
ein oder zwei Tagespflegekinder zu fördern.109 Für den qualitativen Aus-
bau sind diese Frauen enorm wichtig, denn sie üben ihre Tätigkeit auf 
Dauer aus und sind gut qualifiziert. 
Vor allem für die zuletzt genannte Gruppe sind die gesetzlichen Verbesse-
rungen von enormer Bedeutung, weil diese Personen die Kindertagespfle-
ge als volle Erwerbstätigkeit ausüben und davon leben müssen. 
Die in der Kindertagespflege tätigen Tagespflegepersonen professionali-
sieren sich dadurch, dass sie eine Erlaubnis zur Kindertagespflege vor-
weisen müssen.  
4.3.2 Erlaubnisvorbehalt 
Zur weiteren Förderung der Qualität in der Kindertagespflege wurde am 
01.10.2005 durch das KICK die Spezialvorschrift für die Erteilung der Er-
laubnis zur Kindertagespflege gemäß § 43 eingeführt.110 Demnach braucht 
jede Person die ein Kind in der Kindertagespflege betreuen möchte eine 
Erlaubnis. Dadurch soll der präventive Erlaubnisvorbehalt die Mindest-
standardsicherung regeln.111 In Kapitel 5.3.1 werden Voraussetzungen die 
Erteilung der Erlaubnis zur Kindertagespflege erläutert.  
4.3.3 Leistungsentgelt der Tagespflegepersonen 
Zur Arbeitsmarktgerechtigkeit gehört auch eine angemessene Vergütung 
der Tätigkeit der Tagespflegepersonen. Bisher war die Vergütung für die 
Tagespflegepersonen, die sie vom Jugendamt erhielten, so gering, dass 
sie davon allein nur schwer leben konnten.112 Nach § 23 Abs. 1 i.V.m. Abs. 
2 i.V.m. Abs. 2a hat die Tagespflegeperson einen Rechtsanspruch auf ei-
ne laufende Geldleistung.113 Durch den Einschub „an die Tagespflegeper-
son“ hat das KiFöG den § 23 Abs. 1 verändert, so dass klargestellt ist, an 
                                            
108  Vgl. Jurczyk, 2004, S. 286. .  
109  Vgl. Jurczyk, 2004, S. 286.  
110  Vgl. Münder, Lakies, 2009, S. 406. 
111  Vgl. Münder, Lakies, 2009, S. 406. 
112  Vgl. Jurczyk, 2004, S. 94. 
113  Vgl. Münder, Lakies, 2009, S. 239. 
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wen die laufende Geldleistung des Jugendamts zu entrichten ist.114 In der 
Fassung vor dem TAG ist im  nur beschrieben, dass die entstehenden 
Aufwendungen einschließlich der Kosten zur Erziehung ersetzt werden 
sollen.   
Mit dem TAG wurde geregelt, dass die Tagespflegeperson nach § 23 Abs. 
2 Nr. 1  die Sachkosten und nach § 23 Abs. 2 Nr. 2 den Anerkennungsbe-
trag der geleisteten Förderleistung bezahlt bekommt.115  
Die Höhe der in § 23 Abs. 2 beschriebenen Geldleistung wird gemäß Ab-
satz 2a vom Träger der öffentlichen Jugendhilfe bestimmt, soweit das je-
weilige Landesrecht nichts anderes regelt.116 Die genauen Werte zur lau-
fenden Geldleistung werden in Kapitel 6.3.1 genauer untersucht. 
4.3.4 Soziale Absicherung der Tagespflegepersonen 
Im Rahmen des TAG wurde eingeführt, dass das Jugendamt die nachge-
wiesenen Beiträge zu einer Unfallversicherung der Tagespflegepersonen 
gemäß § 23 Abs. 2 Nr. 3 in voller Höhe übernimmt.  
Durch die gesetzlichen Veränderungen des TAG wurde die Alterssiche-
rung für Tagespflegepersonen dahingehend verbessert, dass das Ju-
gendamt die hälftigen nachgewiesenen Kosten für eine angemessene Al-
terssicherung gemäß § 23 Abs. 2 Nr. 3 erstattet. 
Mit dem KiFöG wurde der § 23 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 hinzugefügt, der den 
Tagespflegepersonen die hälftige Erstattung nachgewiesener Aufwendun-
gen zu einer angemessenen Kranken- und Pflegeversicherung zu 
spricht.117 Hintergrund dieser Vorschrift ist, dass auch insoweit eine an-
gemessene finanzielle Absicherung der Tagespflegeperson angestrebt  
werden soll, denn Tagespflegepersonen unterliegen nicht kraft Gesetzes 
der Kranken- und Pflegeversicherungspflicht.118  
Durch das Ziel 30 Prozent der neu zu schaffenden Betreuungsplätzen 
über Kindertagespflege abzudecken, kommt der Kindertagespflege eine 
große Bedeutung zu. Um diesem Anspruch gerecht zu werden, muss das 
                                            
114  Vgl. BT-Drs. 16/9299, S. 14. 
115  Vgl. Münder, Lakies, 2009, S. 239. 
116  Vgl. Münder, Lakies, 2009, S. 242. 
117  Vgl. Grümer, 2009, S. 22. 
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Berufsbild von Tagespflegepersonen attraktiver werden. Ziel ist es, die 
Kindertagespflege mittelfristig zu einer anerkannten und angemessen ver-
güteten Vollzeittätigkeit zu machen.119   
5. Fachliche Aspekte  
Die fachlichen Auswirkungen der gesetzlichen Änderungen sollen verdeut-
lichen, dass die Kindertagespflege sich qualitativ deutlich verbessert hat 
und den bedarfsgerechten Ausbau der Kindertagesbetreuung dahinge-
hend unterstützt, dass die Kindertagespflege eine passgenaue Kinderta-
gesbetreuungsform sein kann. Dadurch kann dem gesellschaftlichen 
Wandel Rechnung getragen werden und die daraus resultierten Ziele kön-
nen erreicht werden.  
5.1 Bedarfsgerechtigkeit 
5.1.1Zeitliche Aspekte  
Wie bereits unter den gesetzlichen Änderungen erläutert, soll die Kinder-
tagespflege die Eltern unterstützen Familie und Beruf vereinbaren zu kön-
nen. Für die Eltern ist ein wichtiger Faktor, um Familie und Beruf zu ver-
einbaren, dass die Kinderbetreuungsmöglichkeiten flexible Betreuungszei-
ten anbieten. Die Erwerbsarbeit der Personensorgeberechtigten findet 
heute immer häufiger zu atypischen Arbeitszeiten statt. Im Jahr 2000 ar-
beiteten 50,8 Prozent der Erwerbstätigen in Wochenend-, Schicht- 
und/oder Nachtdienst.120 Die Kindertageseinrichtungen können mit ihren 
derzeitigen Öffnungszeiten diesen Bedarf nicht abdecken.121 Die Kinderta-
gespflege könnte diese Betreuungslücken schließen.122 38 Prozent der 
erwerbstätigen Frauen sind teilzeitbeschäftigt. Die Arbeitszeit kann hinge-
gen nicht mit Halbtagsarbeit gleichgesetzt werden, sondern wird zuneh-
mend ungleichmäßig auf die Woche verteilt.123  Häufig arbeiten die Frauen 
                                                                                                                       
118  Vgl. Münder, Lakies, 2009, S. 241. 
119  Vgl. BT-Drs. 16/9299, S. 14. 
120  Vgl. Esch, 2005, S. 32. 
121  Vgl. Bien, 2007, S. 216. 
122  Vgl. Bien, 2007, S. 218. 
123  Vgl. Esch, 2005, S. 32. 
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an manchen Tagen Vollzeit und an anderen gar nicht. 54,3 % der teilzeit-
beschäftigten Frauen haben wechselnde Arbeitszeiten.124  
Dadurch, dass ein Teil der Frauen nicht halbtags arbeitet, wird eine Über-
Mittag-Betreuung gebraucht. Die Kindertagespflege ergänzt die Betreuung 
der Kindertageseinrichtungen.125 Angesichts des Anstieges von flexiblen 
Arbeitszeiten und zunehmend unterschiedlichen Lebensrhythmen dürfte in 
der Flexibilität der Kindertagespflege die Attraktivität für Eltern liegen.126 
Die Kindertagespflege übernimmt bei den unter 3-jährigen Kindern oftmals 
die Funktion der Basisversorgung, während sie bei den 3- und 6-jährigen 
Kindern in der Regel die Funktion hat, die institutionellen Betreuungszei-
ten zu ergänzen.127  
 
Im Bereich der Bedarfsgerechtigkeit gibt es einen Aspekt der für die fach-
liche Qualität der Kindertagespflege eine Rolle spielt. Die Kindertagespfle-
ge sollte nicht nur flexible Betreuungszeiten aufweisen können, sondern 
die Kindertagesbetreuung in der Kindertagespflege muss für die Eltern zu-
verlässig sein.128 Das bedeutet, auch im Krankheitsfall oder bei sonstigen 
Hinderungsgründen der Tagespflegeperson, muss eine qualitative Kinder-
tagesbetreuung der Kinder gesichert sein. Wie bereits beschrieben, 
kommt der Gesetzgeber diesem Aspekt im § 23 Abs. 4 Satz 2 nach.  
Das Stadtjugendamt München hat bereits im Jahr 2006 im Rahmen eines 
Modellprojektes ein Konzept zur qualifizierten Kindertagespflege mit Er-
satzbetreuung ausgearbeitet.129 Eine Möglichkeit des Konzeptes ist der 
„Tageskindertreff“. Die Tagespflegeperson und die Kinder besuchen ihn 
einmal im Monat, sodass die Tagespflegekinder die dortigen Fachkräfte im 
Vertretungsfall kennen. Eine zweite Variante „Mobile Tagesmütter“ ist in 
München in Kooperation mit dem Tageselternverein München entstanden. 
                                            
124  Vgl. Esch, 2005, S. 32. 
125  Vgl. Riedel, Brigitte: Zahlenspiegel 2007 – Kinderbetreuung im Spiegel der  
           Statistik, Deutsches Jugendinstitut, Anlage 4, S. 119. 
126  Ebenda S. 119. 
127  Vgl. Bien, 2007, Seite 135. 
128  Vgl. Jurczyk, 2004, S. 47. 
129  Vgl. Alt, Christine: Mehr Qualität durch Ersatzbetreuung, in: ZeT, Zeitschrift für                 
           Tagesmütter und -väter, Juni 2006, S. 13. 
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Die mobile Tagesmutter betreut je nach Vertretungsfall die Tagespflege-
kinder in geeigneten Räumlichkeiten des Vereins, im Haushalt der Tages-
pflegeperson oder im Haushalt der Eltern.130 Die mobile Tagesmutter hat 
die Tagespflegekinder und die jeweiligen Betreuungssituationen vorher 
ebenfalls kennen gelernt.131 
5.1.2 Individuelle Betreuung   
Ein weiterer Punkt zum bedarfsgerechten Kindertagespflege ist die Förde-
rung von Kindern nach § 22 Abs. 3 Satz 3 entsprechend ihrem Alter, ihren 
Fähigkeiten, ihren Lebenssituationen und unter Berücksichtigung ihrer 
ethnischen Herkunft. Ein Beispiel für Probleme durch die ethnische Her-
kunft beschreibt der Autor Bien, Walter in seinem Buch „Wer betreut 
Deutschlands Kinder?“. Eltern und Erzieherinnen hätten oftmals ein 
schwieriges Verhältnis.132 Eltern haben den Wunsch nach mehrsprachigen 
Informationen über den Tagesablauf ihrer Kinder und möchten ihnen ge-
genüber mehr Freundlichkeit.133 Die Erzieherinnen bemängeln, dass die 
Mütter mit Migrationshintergrund nicht zu den Elternabenden kommen.134  
Die Kindertagespflege ist individuell in ihrer Ausgestaltung und eine ge-
eignete Tagespflegeperson kann auf die individuellen Wünsche der Fami-
lien eingehen und die genannten Probleme lösen. Somit kann die Kinder-
tagespflege ihren Beitrag zum bedarfsgerechten Ausbau der Kindertages-
betreuung leisten. Generell sollten jedoch im Sinne des Ausgleichs von 
sozialen Benachteiligungen qualitativ gute Betreuungs- und Bildungsan-
gebote möglichst früh für Kinder bedarfsgerecht zur Verfügung stehen.135  
Im weiteren sollen nun die qualitativen Änderungen der Kindertagespflege 
dargelegt werden. 
 
5.1.3 Betreuungsangebote in ländlichen Regionen 
                                            
130  Vgl. Alt, Christine: Mehr Qualität durch Ersatzbetreuung, in: ZeT, Zeitschrift für 
           Tagesmütter und -väter, ZET 3/2006, S. 13. 
131  Vgl. Gutknecht, Alexandra: Die Mobile Tagesmutter, in: ZeT, Zeitschrift für  
           Tagesmütter und -väter,  2009, ZET2/2009, S. 16, S. 17. 
132  Vgl. Bien, 2007, Seite 102, Buch 9. 
133  Vgl. Bien, 2007, Seite 102, Buch 9. 
134  Vgl. Bien, 2007, Seite 102, Buch 9. 
135  Vgl. Jurczyk, 2004, S. 144. 
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In ländlichen Regionen rentiert sich eine Kindertageseinrichtung oftmals 
wegen der geringen Bevölkerungsdichte nicht.136 Aber auch in diesen Re-
gionen sollte, um für Eltern die Erwerbstätigkeit und die Familie besser 
vereinbaren zu können, ein bedarfsgerechtes Angebot an Betreuungsplät-
zen zur Verfügung stehen. Hier kann die Kindertagespflege den Bedarf an 
Betreuungsplätzen bedarfsgerecht abdecken, weil manche Tagespflege-
personen auch nur ein oder zwei Kinder betreuen. 
 
5.2 Fachgerechtigkeit 
Durch die gesetzlichen Veränderungen, dass im Bereich der Fachgerech-
tigkeit eine Qualifikation der Tagespflegeperson gefordert wird, ist die qua-
lifizierte Tagespflegeperson in der Lage, dem Förderungsauftrag gemäß § 
22 nachzukommen. Das Ziel, der frühkindlichen Förderung, das Kind zu 
einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit zu 
erziehen, kann dadurch besser erreicht werden. 
5.2.1 Eignungskriterien  
Im Folgenden soll erläutert werden, was der Gesetzgeber unter den jewei-
ligen unbestimmten Rechtsbegriffen der Eignungskriterien der Tagespfle-
gepersonen versteht. 
5.2.1.1 Persönlichkeit 
Nach § 23 Abs. 3 Satz 1 ist eine Tagespflegeperson geeignet, wenn sie 
sich durch ihre Persönlichkeit auszeichnet. Der Gesetzgeber definiert 
nicht, was unter dem Aspekt der Persönlichkeit zu prüfen ist. Aufgabe des 
Jugendamtes ist es, sich „ein genaueres Bild über den Antragsteller zu 
machen“137, basierend auf dem Anforderungsprofil einer Tagespflegeper-
son. Informationen über den beruflichen Hintergrund, der Motivation der 
Aufnahme der Kindertagespflege und die bisherigen Erfahrungen im Um-
gang mit Kindern können nützlich für die Feststellung der Persönlichkeit 
sein. Eigenständigkeit, Verlässlichkeit sowie die Vorbildfunktion sind wich-
                                            
136  Vgl. Weiß, 2007, S. 27. 
137  Vgl. Wiesner, 2008, S. 807. 
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tige Eigenschaften für eine geeignete Persönlichkeit.138  
Um die genannten Eigenschaften zu erfahren und darüber hinaus die 
häusliche und familiäre Situation im Haushalt der Tagespflegeperson ken-
nen zu lernen, muss eine pädagogische Fachkraft mindestens einmal ei-
nen Hausbesuch im Haushalt der Tagespflegeperson machen.139 Beim 
Hausbesuch sollten alle Haushaltsmitglieder anwesend sein, damit die 
pädagogische Fachkraft einen Einblick in das bestehende Familienleben 
der zukünftigen Tagespflegeperson bekommt. Fragen, wie geht die Ta-
gespflegeperson mit ihren eigenen Kindern um, wie ist die Beziehung zum 
Partner und wie ist das erzieherische Verhalten der Tagespflegeperson in 
der eigenen Familie, können in diesem Zusammenhang wichtig sein.140  
Ein weiterer Aspekt der Persönlichkeit in der Kindertagespflege ist, dass  
die Kinder gemäß dem Förderungsauftrag in § 22 Abs. 2 gebildet und er-
zogen werden sollen. Daher ist es wichtig, dass die Tagespflegeperson 
die deutsche Sprache in Wort und Schrift beherrscht.141 Vor allem für Kin-
der mit Migrationshintergrund ist es eine große Chance durch die Betreu-
ung in Kindertagespflege in einer familiären Umgebung Deutsch zu lernen.  
Des Weiteren müssen die Tagespflegepersonen in Baden-Württemberg 
volljährig sein.142 
Zur weiteren Feststellung der persönlichen Eignung der Tagespflegeper-
son ist ein „Führungszeugnis zur Vorlage bei einer Behörde“ nach § 30 
Bundeszentralregistergesetzes beim Jugendamt vorzulegen. Diese Pflicht 
ist in § 72a festgeschrieben, denn das Jugendamt darf keine Personen zur 
Kinderbetreuung (oder: zur Wahrnehmung der Aufgaben des Kinder- und 
Jugendhilferechts) vermitteln, die rechtskräftig wegen einer, der in § 72a 
genannten Straftaten, verurteilt worden sind. Der Partner der Tagespfle-
geperson muss ebenfalls ein Führungszeugnis vorlegen.143  
Die Tagespflegeperson und der Lebenspartner müssen dem Jugendamt 
                                            
138  Vgl. Wiesner, 2008, S. 807. 
139  Vgl. KVJS, S. 9. 
140  Vgl. Jurczyk, 2004, S. 176. 
141  Vgl. KVJS, S. 7. 
142  Vgl. KVJS, S. 7. 
143  Vgl. KVJS, S. 9. 
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durch ein ärztliches Gesundheitszeugnis ihren Gesundheitszustand nach-
weisen.144 Das Jugendamt kann entscheiden, ob es von weiteren Perso-
nen des Haushaltes der Tagespflegeperson einen ärztlichen Nachweis 
fordert.145  
Vor den gesetzlichen Veränderungen wurde Kindertagespflege auch ohne 
Pflegeerlaubnis des Jugendamtes geleistet146, das bedeutet die betreuen-
den Personen wurden „nur“ von den Eltern überprüft. Durch die Prüfung 
des Jugendamtes unterstützt der Gesetzgeber die Eltern bei der Suche 
nach einer geeigneten Tagespflegeperson. Dies ist ein weiterer Schritt, 
um den Eltern die Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu erleichtern. 
5.2.1.2 Sachkompetenz 
Der Gesetzgeber hat in § 23 Abs.3 Satz 1 die Sachkompetenz genauer 
ausgeführt.147 Darin heißt es, dass die Tagespflegepersonen in qualifizier-
ten Lehrgängen, die genannten vertieften Kenntnisse hinsichtlich der An-
forderungen der Kindertagespflege, erlernen sollen. Aus der Formulierung 
„vertiefte“ Kenntnisse kann geschlossen werden, dass eine oberflächliche 
Information oder Praxiserfahrungen durch die Erziehung eigener Kinder 
nicht zur Ausübung der Kindertagespflege genügen.148  
Das DJI-Curriculum „Fortbildung von Tagespflegepersonen“ wird als 
Grundqualifizierung für die Tagespflegepersonen angesehen.149 Das Qua-
lifizierungskonzept in Baden-Württemberg ist auf Grundlage des DJI-
Curriculums entstanden und mit der Verwaltungsvorschrift Kleinkind-
betreuung zum 01.01.2007 in Kraft getreten.150 Das Qualifizierungskon-
zept wird in Kursen an die Tagespflegepersonen vermittelt.151  
Das DJI-Curriculum „Fortbildung von Tagespflegepersonen“ umfasst 160 
Unterrichtseinheiten.152 Davon werden 30 Unterrichtseinheiten für die Ein-
                                            
144  Vgl. KVJS, S. 9. 
145  Vgl. KVJS, S. 9. 
146  Vgl. Münder , 2003, S. 414. 
147  Vgl. Möller, Nix, 2006, S. 197. 
148  Vgl. Wiesner, 2008, S. 809. 
149  Vgl. Weiss, 2008, Einführung S. 2. 
150  Vgl. KVJS, S. 8. 
151  Vgl. KVJS, S. 8. 
152  Vgl. Weiss, 2008, Einführung, S.2.  
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führungsphase verwendet. In dieser Einführungsphase wird die Sicht der 
Tagespflegeperson, die Sicht der Kinder und die Sicht der Eltern gegen-
über der Kindertagespflege erarbeitet.153 In der Einführungsphase werden 
den potenziellen Tagespflegepersonen die rechtlichen und finanziellen 
Grundlagen der Kindertagespflege aufgezeigt.154 Am Ende der Einfüh-
rungsphase findet eine Zwischenbilanz statt, in der sich die Teilneh-
mer/innen für sich selbst klar über die Frage werden, ob sie Tagespflege-
person werden möchten oder welche Informationen und Entscheidungshil-
fen sie noch brauchen.155  
Nach Abschluss der 30 Unterrichtseinheiten kann die potentielle Tages-
pflegeperson schon mit der Kindertagespflege begonnen werden, die rest-
lichen 130 Unterrichtseinheiten, der sogenannten Vertiefungsphase, kön-
nen praxisbegleitend erfolgen.156 Dadurch kann auf anfängliche Schwie-
rigkeiten in der Praxis der unerfahrenen Tagespflegeperson in der Vertie-
fungsphase eingegangen werden.157 In der Vertiefungsphase werden fol-
gende Themen behandelt: 
- Förderung von Kindern (Im Dialog mit Säuglingen und Kleinkindern)158 
- Entwicklung von Kindern/ Kinder beobachten und wahrnehmen159 
- Betreuung von Kindern (Sicherheit, Gesundheit und Ernährung)160 
- Erziehung in der Kindertagespflege 161 
- Bildung in der Kindertagespflege (Bildungspläne, Spiele, Medien)162 
- Verschiedene besondere Herausforderungen in der Kindertagespflege 
(Umgang mit eigenen Kinder der Tagespflegeperson, Kooperation und 
Kommunikation zwischen den Tagespflegepersonen und den Eltern, Ab-
schied von den Tagespflegekindern)163 
                                            
153  Vgl. Weiss, 2008, Einführung, S.2.  
154  Vgl. Weiss, 2008, Vorwort, S. 5. 
155  Vgl. Weiss, 2008, Kapitel 10, S.1. 
156  Vgl. Weiss, 2008, Einführung, S.2.  
157  Vgl. Weiss, 2008, Einführung, S.3.  
158  Vgl. Weiss, 2008, Vorwort, S. 6. 
159  Vgl. Weiss, 2008, Vorwort, S. 6. 
160  Vgl. Weiss, 2008, Vorwort, S. 7. 
161  Vgl. Weiss, 2008, Vorwort, S. 7. 
162  Vgl. Weiss, 2008, Vorwort, S. 8. 
163  Vgl. Weiss, 2008, Vorwort, S. 9. 
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Die Autorinnen des DJI-Curriculums befürworten eine Abschlussprüfung in 
geeigneter Form. Es gibt Empfehlungen für die Ausgestaltung, aber keine 
Verpflichtung an den Träger eine Abschlussprüfung zu stellen.164 
Für Tagespflegepersonen in Baden-Württemberg, die erstmals im Jahr 
2011 für die Betreuung in Kindertagespflege zur Verfügung stehen, be-
trägt die Grundqualifikation grundsätzlich 160 Unterrichtseinheiten zu je 45 
Minuten.165 Davon können 40 Unterrichtseinheiten im Rahmen einer Su-
pervision oder in praxisbegleitenden Gruppenveranstaltungen erfolgen.166 
Im März 2009 verfügten von den 38.658 gemeldeten Tagespflegeperso-
nen in Deutschland 6,61 Prozent über einen Qualifizierungskurs unter 30 
Stunden.167 Zwischen 30 und 159 Qualifizierungsstunden absolvierten 43 
Prozent der Tagespflegepersonen.168 Die Empfehlungen vom Deutschen 
Jugendinstitut, die Tagespflegepersonen in 160 Stunden zu qualifizieren, 
haben bisher nur 23,18 Prozent der Tagespflegepersonen erreicht.169  
Gemäß § 23 Abs. 3 Satz 2 können die vertieften Kenntnisse in anderer 
Weise nachgewiesen werden. In Baden-Württemberg können Fachkräfte 
nach § 7 KiTaG, Sozialpädagoginnen, Erzieherinnen, Heilerzieherinnen, 
Heilpädagogen durch ihre Aus- und Vorbildung einen Nachweis erbrin-
gen.170 Ausgenommen sind die in § 7 Abs. 1 Nr. 6 KiTaG genannten 
Fachkräfte.171 In Deutschland haben 26,79 Prozent der Tagespflegeper-
sonen einen solchen Nachweis erbracht.172 
Ebenso, wie die vertieften Kenntnisse ist im Rahmen der Sachkompetenz 
festzustellen sind, ist die Tagespflegeperson dahingehend zu überprüfen, 
                                            
164  Vgl.Weiss, 2008, Kapital 47, S.3.  
165  Vgl. VwV Kindertagespflege, Anlage 5, 1.3 b). 
166  Vgl. VwV Kindertagespflege, Anlage 5, 1.3 b). 
167  Vgl. Statistisches Jugendamt, Statistiken der Kinder- und Jugendhilfe, Kinder und  
            tätige Personen in Tageseinrichtungen und in öffentlich geförderter  
            Kindertagespflege,https://www-ec.destatis.de/csp/shop/sfg/bpm.html.cms.c Bro   
            ker. cls?cmspath=struktur,vollanzeige.csp&ID=1024858, [14.09.2010] Anlage 6, S.66. 
168  Ebenda S.66 
169  Ebenda S.66 
170  Vgl. KVJS, S. 8. 
171  Vgl. KVJS, S. 8. 
172  Vgl. Statistisches Jugendamt, Statistiken der Kinder- und Jugendhilfe, Kinder und täti- 
            ge Personen in Tageseinrichtungen und in öffentlich geförderter Kindertagespflege,.                
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ob sie die theoretischen Kenntnisse im Alltag mit den Kindern „leben“ 
kann. Das bedeutet, ist die Tagespflegeperson geeignet über mehrere 
Stunden Kinder zu fördern und zu betreuen.173 Anknüpfungspunkte zur 
Überprüfung können auch Fragen des Erziehungsstils sein oder wie sich 
die angehende Tagespflegeperson die Eingewöhnungsphase der Kinder 
vorstellt174 oder wie sie die Tagesstruktur geplant hat. Rückfragen der pä-
dagogischen Fachkraft auf sogenannte Schlüsselsituationen (Was würden 
Sie tun, wenn … ?) können weitere Einblicke in das Verständnis über Kin-
dertagesbetreuung der Tagespflegeperson geben.175  
5.2.1.3 Kooperationsbereitschaft 
Die Kooperationsbereitschaft ist in der Kindertagespflege von enormer 
Bedeutung, denn das Kind erlebt zwei unterschiedliche „Familiensyste-
me“. Tagespflegepersonen müssen daher in der Lage sein, mit den Eltern 
und allen anderen Personen mit denen das zu betreuende Kind Kontakt 
hat, zu kommunizieren und die Eltern am Leben in der Kindertagespflege-
stelle teilhaben zu lassen. Eine Tagespflegeperson, die nicht mit den El-
tern zusammenarbeiten möchte, ist für die Kindertagespflege nicht geeig-
net.176   
Die Kooperationsbereitschaft wird auch in der Zusammenarbeit mit dem 
Jugendamt vom Gesetzgeber in § 23 Abs. 3 Satz 1 dahingehend formu-
liert, dass die Tagespflegeperson das Jugendamt über wichtige Ereignisse 
bezüglich der Kindertagesbetreuung in Kenntnis setzen muss. Unter wich-
tigen Ereignissen sind schwere Erkrankungen, soziale Auffälligkeiten des 
Kindes oder der Eltern, Entwicklungsverzögerungen oder Familienproble-
me in der Familie zu subsumieren.177 
5.2.1.4 Kindgerechte Räumlichkeiten  
Abschließend werden im Rahmen der Eignungsprüfung die kindgerechten 
Räumlichkeiten überprüft. Die Tagespflegeperson muss nach § 23 Abs. 3 
                                            
173  Vgl. Wiesner, 2008, S. 808. 
174  Vgl. Wiesner, 2008, S. 808. 
175  Vgl. Wiesner, 2008, S. 808. 
176  Vgl. Wiesner, 2008, S. 808. 
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Satz 1 über kindgerechte Räumlichkeiten verfügen, wenn die Betreuung 
der Kinder in ihrem Haushalt stattfindet. 
Um die Größe der Wohnung zu beurteilen, ist es wissenswert, wie viele 
und in welchem Alter Kinder in der Wohnung betreut werden sollen.178 Zu 
kindgerechten Räumen gehören kindgerechte Toiletten und Waschgele-
genheiten.179 Weitere Aspekte von kindgerechten Räumlichkeiten sind, 
dass es für die Kinder altersgerechtes Spielzeug gibt und sie Angebote 
zur Förderung ihrer Entwicklung zur Verfügung haben.180 Die Räumlichkei-
ten sollten so beschaffen sein, dass sich die Kinder wohl fühlen können 
und sie einen Bereich zum Ausruhen und gegeben falls zum Schlafen ha-
ben181 sowie einen Bereich zum Toben und Bewegen. Dieser kann außer-
halb der Wohnung sein, aber in einer Nähe, so dass der Platz mit den 
Kindern erreicht werden kann.182 
In den Betreuungsräumen sollten gute hygienische Bedingungen herr-
schen.183  
5.2.2 Fachliche Begleitung der Tagespflegeperson 
Fachgerechtigkeit in der Kindertagespflege zeichnet sich auch dadurch 
aus, dass die Tagespflegeperson auch nach der Qualifizierung und der Er-
teilung der Pflegeerlaubnis einen Ansprechpartner haben. Gemeint ist 
damit, dass es eine gut ausgebaute Infrastruktur gibt,184 die die Tages-
pflegepersonen und Eltern kontinuierlich fachlich begleitet.185 Die Praxis-
begleitung in sozialpädagogischen Bereichen ist sinnvoll und notwen-
dig.186 Insbesondere die isolierte Tätigkeit der Tagespflegeperson und die 
unter Umständen unzureichende Qualifikation der Tagespflegeperson ma-
                                                                                                                       
177  Vgl. Münder, Lakies, 2009, S. 410. 
178  Vgl. Wiesner, 2008, S. 808. 
179  Vgl. Möller, Nix, 2006, Seite 198. 
180  Vgl. Münder, Lakies, 2009, S. 238.  
181  Vgl. Merkblatt „Erlaubnis zur Kindertagespflege gemäß § 43“, 
           http://www.stuttgart.de/img/mdb/item/143061/47112.pdf, [14.09.2010], Anlage 7. 
182  Vgl. Wiesner, 2008, S. 809. 
183  Vgl. Merkblatt „Erlaubnis zur Kindertagespflege gemäß § 43“, 
           http://www.stuttgart.de/img/mdb/item/143061/47112.pdf, [14.09.2010], Anlage 7. 
184  Vgl. Jurczyk, 2004, S. 92.  
185  Vgl. Jurczyk, 2004, S. 171.  
186  Vgl. Jurczyk, 2004, S. 171.  
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chen die fachliche Begleitung der Tagespflegepersonen umso wichtiger.187 
Die Tagespflegepersonen haben bei einer guten fachlichen Begleitung die 
Möglichkeit an Fortbildungen, Gesprächsgruppen und Supervisionen teil-
zunehmen.188 Diesen fachlichen Aspekt hat der Gesetzgeber erkannt und 
fördert die Verbände und Verein, die meist diese Aufgaben übernehmen, 
durch den § 23 Abs. 4 Satz 3 nun auch finanziell. Ziel der fachlichen Be-
gleitung ist das Wohl des Kindes, das von der guten Qualifikation der Ta-
gespflegeperson profitiert und dass die Betreuungsverhältnisse konstant 
sind. 
 
5.3 Arbeitsmarktgerechtigkeit 
Seit dem KICK bedarf jede Person, die im Rahmen der Kindertagespflege 
tätig sein möchte, einer Erlaubnis nach § 43. Der Erlaubnisvorbehalt wird 
hier unter dem Aspekt der Arbeitsmarktgerechtigkeit erläutert, weil Auswir-
kung der Qualifizierung ist, dass die Tagespflegeperson für die Ausübung 
der Tätigkeit auf dem Arbeitsmarkt zur Verfügung steht. Ohne die Erlaub-
nis der Kindertagespflege könnte sie die Kindertagespflege nicht ausüben. 
Im Weiteren soll nun erläutert werden, wie sich dies konkret in der Ertei-
lung der Erlaubnis widerspiegelt. 
5.3.1 Erteilung der Erlaubnis 
Entsprechend § 43 Abs. 1 braucht jede Person die Kindertagespflege 
betreiben will hierfür eine Erlaubnis zur Kindertagespflege, wenn alle Tat-
bestandsvoraussetzungen des § 43 Abs. 1 kumulativ vorliegen.  
Einer Erlaubnis für die Kindertagespflege bedarf daher, wer ein Kind oder 
mehrere Kinder, also solche die gemäß § 7 Abs.1 Nr.1 unter 14 Jahren 
sind, außerhalb des Haushaltes des Erziehungsberechtigten während ei-
nes Teil des Tages und mehr als 15 Stunden wöchentlich betreut. Zusätz-
lich muss die Betreuung gegen Entgelt erbracht werden und auf einen 
Zeitraum länger als 3 Monate angelegt sein.  
Liegt eine der genannten Kriterien nicht vor, ist die Kindertagespflege er-
                                            
187  Vgl. Jurczyk, 2004, S. 171.  
188  Vgl. Jurczyk, 2004, S. 172.  
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laubnisfrei.189  
Die Person, die in Kindertagespflege tätig sein möchte, beantragt beim 
Jugendamt, in dessen örtlicher Zuständigkeit sie wohnt, die Pflegeerlaub-
nis zur Kindertagespflege nach § 43.190  
Liegen nun die genannten Voraussetzungen Persönlichkeit, Sachkompe-
tenz, vertiefte Kenntnisse, Kooperationsbereitschaft und kindgerechte 
Räume bei der Person gemäß den Bestimmungen vor, so hat die Person 
einen Rechtsanspruch auf die Erteilung der Erlaubnis zur Kindertages-
pflege nach § 43 Abs. 2.191  
Nach § 104 handelt ordnungswidrig, wer ohne eine Erlaubnis zur Kinder-
tagespflege nach § 43 ein Kind mehr als 15 Stunden, nicht im elterlichen 
Haushalt, gegen Entgelt betreut.  
5.3.2 Inhalt der Erlaubnis 
Nach § 43 Abs. 3 Satz 1 dürfen höchstens 5 Kinder betreut werden. Die 
Verwaltungsvorschrift Kindertagespflege Baden-Württemberg erlaubt, ins-
gesamt acht Betreuungsverhältnisse von Kindern in der Kindertagespflege 
einer Tagespflegeperson zu haben.192 Es dürfen jedoch nur fünf Kinder 
gleichzeitig betreut werden.193  
 
Die Pflegeerlaubnis zur Kindertagespflege wurde durch die gesetzlichen 
Änderungen gemäß § 43 Abs. 3 Satz 3 auf 5 Jahre befristet. Danach 
muss erneut rechtzeitig ein Antrag auf Erteilung der Pflegeerlaubnis zur 
Kindertagespflege nach § 43 beim örtlichen Jugendamt gestellt werden.194 
Die oben genannten Voraussetzungen werden mit den entsprechenden 
Nachweisen erneut geprüft.195 Diese Vorschrift verpflichtet die Aufsichts-
behörde, das Jugendamt, in regelmäßigen Abständen die Tagespflege-
personen zu überprüfen und schafft durch die Überprüfung mehr Vertrau-
                                            
189  Vgl. Münder, Lakies, 2009, S. 407. 
190  Vgl. Münder, Lakies, 2009, S. 411.  
191  Vgl. Münder, Lakies, 2009, S. 408.  
192  Vgl. VwV Kindertagespflege, Analge 5, Nr. 1.2 a). 
193  Vgl. VwV Kindertagespflege, Az. 223-6930.19-5-, Nr. 1.2 a). 
194  Vgl. KVJS, S.12. 
195  Vgl. KVJS, S.12. 
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en in die Betreuungsform Kindertagespflege.  
5.3.3 Ort der Tätigkeit  
Kindertagespflege im Haushalt der Eltern  
Gemäß der Kriterien zur Erlaubnis zur Kindertagespflege nach § 43 Abs. 1 
bedarf die Tagespflegeperson keine Erlaubnis nach § 43, wenn sie die 
Kinder im Haushalt der Eltern betreut. Wird die Tagespflegeperson über 
das Jugendamt vermittelt oder werden vom Jugendamt laufende Geldleis-
tungen an die Tagespflegeperson gemäß § 23 gewährt, so muss die Ta-
gespflegeperson in Baden-Württemberg ebenfalls die Eignungskriterien 
vorweisen.196 
Kindertagespflege in anderen geeigneten Räumen  
In Baden-Württemberg darf die Betreuung in der Kindertagespflege ge-
mäß § 1 Abs. 7 Satz KiTaG außer im Haushalt der Eltern und im Haushalt 
der Tagespflegeperson auch in anderen geeigneten Räumen stattfinden.  
In diesen Räumlichkeiten dürfen nach der Verwaltungsvorschrift des Mi-
nisteriums für Arbeit und Soziales zur Kindertagespflege (VwV Kinderta-
gespflege) maximal neun Kinder gleichzeitig von mehreren Tagespflege-
personen mit einer Erlaubnis nach § 43 gefördert und erzogen werden. 
Für die Kindertagespflege in anderen Räumen gilt ebenfalls § 23 Abs. 3 
Satz 1, der eine kindgerechte Gestaltung der Räume fordert.197  
Da die Kindertagespflege in anderen Räumen an die Tagespflegeperson 
hinsichtlich der organisatorischen und inhaltlichen Ausgestaltung höhere 
Anforderungen stellt, sind auch an ihre Eignung in Baden-Württemberg 
höhere Anforderungen gestellt.198 In anderen Räumen hat die Tagespfle-
geperson einen größeren organisatorischen und inhaltlichen Gestaltungs-
spielraum bei der Ausübung der Kindertagespflege. Daher fordert das Ju-
gendamt zur Erteilung der Pflegeerlaubnis zur Kindertagespflege nach § 
43 in anderen geeigneten Räumen eine höhere Sachkompetenz. Das be-
deutet, die Tagespflegeperson muss den dritten Qualifizierungskurs ab-
solvieren. In diesem wird ihr gezeigt wie sie eine Konzeption ihrer Kinder-
                                            
196  Vgl. KVJS, S. 14. 
197  Vgl. KVJS, S. 10. 
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tagespflegestelle erstellt und sie muss eine solche dem Jugendamt vorle-
gen.199   
Der Gesetzgeber ermöglicht durch die Kindertagespflege in anderen ge-
eigneten Räumen, dass Tagespflegepersonen sich zusammenschließen. 
Bei dieser Form der Kindertagespflege müssen mindestens zwei Tages-
pflegepersonen die Betreuung übernehmen und es können maximal neun 
Kinder gleichzeitig gefördert werden.200  
6. Finanzielle Aspekte 
Die finanziellen Auswirkungen zeigen auf, welche verschiedenen finanziel-
len Ressourcen zur Umsetzung der gesetzlichen Veränderungen freige-
setzt wurden, um das Ziel des bedarfsgerechten und qualitativen Ausbaus 
zu erreichen. Des Weiteren machen die finanziellen Auswirkungen bei den 
Tagespflegepersonen deutlich, wie wichtig die gesetzlichen Veränderun-
gen für eine angemessene Vergütung der Tagespflegepersonen sind.  
 
6.1 Bedarfsgerechtigkeit 
Um die Zielvorgaben, den bedarfsgerechten quantitativen und qualitativen 
Ausbau der Kinderbetreuungsplätze bis 2013, realisieren zu können, hat 
der Gesetzgeber Möglichkeiten zur finanziellen Unterstützung geschaffen.  
Des Weiteren hat sich die finanzielle Belastung für die Eltern verändert, 
denn bedarfsgerecht heißt auch, dass der Kostenbeitrag im angemesse-
nem Rahmen für die Eltern liegen sollte, um dem Ziel der Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf Rechnung zu tragen.  
6.1.1 Unterstützung durch den Bund 
Durch die Änderungen des Finanzausgleichsgesetzes (FAG) durch das 
KiFöG hat sich die Verteilung der Umsatzsteuereinnahmen zu Gunsten 
der Länder geändert.201 Bis 2013 fließen insgesamt 1,85 Milliarden Euro 
den Ländern zur Finanzierung der zusätzlich entstehenden Betriebskos-
                                                                                                                       
198  Vgl. KVJS, S.10. 
199  Vgl. KVJS, S.10. 
200  Vgl. KVJS, S.10. 
201  Vgl. Grümer, 2009, S. 138.  
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ten, d.h. den laufenden Geldleistungen im Bereich der Kindertagespflege, 
zu.202 Ab 2014 werden den Ländern in diesem Rahmen jährlich 770 Millio-
nen Euro zur Finanzierung der Aufgabenerfüllung zur Verfügung ge-
stellt.203  
 
Des Weiteren erhalten die Länder vom Bund weitere 2,15 Milliarden Euro 
im Rahmen der geänderten Umsatzsteuerverteilung, um die Investitionen 
des bedarfsgerechten Ausbaus der Kinderbetreuungsplätze zu finanzie-
ren.204 Nach Art. 1 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes zur Errichtung eines Son-
dervermögens „Kinderbetreuungsausbau“ (Kinderbetreuungsfinanzie-
rungsgesetz) sind diese finanziellen Mittel zur Finanzierung von Investitio-
nen der Länder und Gemeinden (Gemeindeverbände) in Kindertagesein-
richtungen und  Kindertagespflege zu verwenden. Durch das Kinder-
betreuungsfinanzierungsgesetz und dem Gesetz über Finanzhilfen des 
Bundes zum Ausbau der Tagesbetreuung für Kinder werden die Gelder 
des Bundes hierfür bereitgestellt.205  
 
Die Auszahlung der Finanzhilfen des Bundes an die Länder erfolgt auf 
Grundlage einer Verwaltungsvereinbarung gemäß § 3 Gesetz über Fi-
nanzhilfen des Bundes zum Ausbau der Tagesbetreuung für Kinder.  
Die Verwaltungsvereinbarung Investitionsprogramm „Kinderbetreuungsfi-
nanzierung“ hat zum Ziel, durch die Investitionen in Neubau und Sanie-
rung von Einrichtungen die Schaffung und Sicherung von Betreuungsplät-
zen zu fördern. Investitionen sind im Rahmen dieser Verwaltungsvereinba-
rung gemäß  Artikel 1 Abs. 2 VwV Investitionsprogramm „Kinderbetreu-
ungsfinanzierung“ Neubau-, Ausbau-, Umbau-, Umwandlungs-, Sanie-
rungs-, Renovierungs-, Modernisierungsmaßnahmen und Ausstattungsin-
vestitionen sowie mit den Investitionen verbundene Dienstleitungen.  
Die 2,15 Milliarden Euro, die dem Art. 2 Abs. 1 VwV Investitionsprogramm 
                                            
202  Vgl. Grümer, 2009, S. 138.  
203  Vgl. Grümer, 2009, S. 193. 
204  Vgl. Grümer, 2009, S. 138 
205  Vgl. Grümer, 2009, S. 147. 
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„Kinderbetreuungsfinanzierung“ in den Jahren 2008 bis 2013, zur Verfü-
gung stehen, werden auf die Länder entsprechend der Anzahl der unter 
dreijährigen Kinder gemäß Art. 2 Abs. 2 VwV Investitionsprogramm „Kin-
derbetreuungsfinanzierung“ verteilt. Nach Art. 3 Abs. 1 VwV Investitions-
programm „Kinderbetreuungsfinanzierung“ muss jedes Bundesland das 
BMFSFJ über die Zahl der geförderten Betreuungsplätze und die dafür er-
forderlichen Bundesmittel informieren. Anhand dieser Bedarfsermittlung 
ändert sich für das Bundesland je nachdem, ob die Fördermittel über- oder 
unterschritten wurden, die Summe der bereitgestellten Finanzmittel für das 
nächste Jahr.  
6.1.2 Kostenbeitrag der Eltern 
Die örtlichen Jugendhilfeträger können durch die gesetzlichen Verände-
rungen die Kostenbeiträge der Eltern nun selbst festlegen. 
Das bedeutet, dass jeder örtliche Jugendhilfeträger die nachfolgenden 
Überlegungen anstellen muss. 
In Baden-Württemberg betragen die Kostenbeiträge der Eltern für Kinder-
tageseinrichtungen je nach Region von 200,00 Euro bis über 1.000 Euro. 
Die Finanzierung der Kindertageseinrichtungen über die Kostenbeiträge 
liegt bei 15 Prozent.206 Durch den Wunsch die Kostenbeiträge der Kinder-
tageseinrichtungen der Kindertagespflege anzugleichen, ist es durch diese 
unterschiedlichen Kostenbeiträge der Kindertageseinrichtungen im Land 
nicht möglich, die Bemessung und Staffelung von Kostenbeiträgen in der 
Kindertagespflege landesweit festzulegen, sondern der Gesetzgeber kann 
lediglich Anregungen und Vorschläge machen.207  
In Betracht kommen daher verschiedene Möglichkeiten der Staffelung, die 
in eine Kostenbetragstabelle eingearbeitet werden können.208 
Die folgenden Überlegungen können in die Kostenbeitragstabelle einflie-
                                            
206  Vgl. Grümer, 2009, S.144. 
207  Vgl. http://www.kvjs.de/fileadmin/user_upload/fachoeffentlich/jugendhilfe/allgemein/ 
 RS_09-2009.pdf, [07.09.2010], Anlage 9, S. 1. 
208  Vgl. http://www.kvjs.de/fileadmin/user_upload/fachoeffentlich/jugendhilfe/allgemein/ 
 RS_09-2009.pdf, [07.09.2010], Anlage 9, S. 2. 
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ßen:209 
 Definition des zu Grunde zu legenden Einkommensbegriffs 
 Die Staffelung des Einkommens in Einkommensgruppen 
 Die Staffelung anhand des Einkommens 
 Die Staffelung der täglichen Betreuungszeit 
 Die Unterscheidung der Kostenbeitragspflicht nach Kindesalter 
 Höchstkostenbeitrag bei mehreren betreuten Kindern einer Familie 
Die Unterscheidung nach Kindesalter wird durch die Berücksichtigung der 
FAG Zuweisungen gemäß § 29c FAG für Eltern, deren Kinder unter drei 
Jahren sind, wichtig. Die Beträge werden jedes Jahr gemäß § 29 Abs. 2 
Nr. 2 FAG auf die Anzahl der Kinder und deren Betreuungsumfang be-
rechnet. 
Durch die unterschiedlichen Kriterien, die bei einer Aufstellung eines pau-
schalierten Kostenbeitrages in Betracht kommen, wird deutlich, wie unter-
schiedlich die Kostenbeitragstabelle sein kann. Es ist aber auch zu erken-
nen, dass es für den örtlichen Jugendhilfeträger auch möglich ist, Kosten-
beiträge der Eltern niedrig anzusetzen, um damit Anreize für die Betreu-
ungsform Kindertagespflege zu setzen.  
 
6.2  Fachgerechtigkeit 
Im Rahmen der Fachgerechtigkeit ist dem Gesetzgeber die Verbesserung 
der Qualität der Kindertagespflege ein Anliegen, damit die Gleichstellung 
von Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege auch in qualitativer 
Hinsicht erreicht werden kann. Um die Qualität der Kindertagespflege zu 
verbessern wurden finanzielle Mittel bereitgestellt, die im Folgenden erläu-
tert werden sollen.   
 
6.2.2 Bundesmittel 
Gemäß § 29c Abs. 2 Satz 3 FAG sind von den Zuweisungen für die Kin-
                                            
209  Vgl. http://www.kvjs.de/fileadmin/user_upload/fachoeffentlich/jugendhilfe/allgemein/ 
 RS_09-2009.pdf, [07.09.2010], Anlage 9, S. 1. 
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dertagespflege 15 Prozent für die Förderung der fachlichen Begleitung der 
Tagespflegepersonen bestimmt. 
Durch diese Verpflichtung 15 Prozent der Zuweisungen des FAG für die 
fachliche Begleitung und Beratung zu investieren, ist gewährleistet, dass 
aus diesen Mitteln Fachkräfte bezahlt werden können, welche potenzielle 
Tagespflegeperson werben, ausgebildete Tagespflegeperson an die pas-
senden Familien vermitteln und die Tagespflegepersonen begleiten und 
beraten können.210  
Damit kann die gesetzlich geforderte Beratung und Begleitung für die El-
tern und für die Tagespflegepersonen im Anschluss an Ihre Qualifizie-
rungskurse gewährleistet werden. Dadurch wird der Aspekt der Fachge-
rechtigkeit in der Kindertagespflege weiter gefestigt.  
6.2.1 Landesmittel 
Seit dem 1.1.2009 unterstützt das Land Baden-Württemberg die örtlichen 
Jugendhilfeträger finanziell bei der Vorbereitung, Qualifizierung und Fort-
bildung von Tagespflegepersonen. 
Das Land gewährt Zuschüsse im Rahmen der Verwaltungsvorschrift Kin-
dertagespflege an die örtlichen Jugendhilfeträger.  
Die örtlichen Jugendhilfeträger beantragen die Zuwendungen beim zu-
ständigen Regierungspräsidium und leiten die Gelder dann an die förder-
berechtigten freien Träger weiter, wenn der örtliche Jugendhilfeträger 
nicht selbst die Vorbereitung, Qualifizierung und Fortbildung der Tages-
pflegeperson übernimmt.  
Förderfähige Träger können nur öffentliche Träger oder anerkannte Trä-
ger der freien Jugendhilfe sein, die die Voraussetzungen unter Nr. 2.5.1 
der VwV Kindertagespflege erfüllen.  
Das bedeutet sie müssen  
 als Ziel die Werbung und Gewinnung von Tagespflegepersonen 
haben,  
 die Vorbereitung, Qualifizierung, Fortbildung und Vermittlung der 
                                            
210   Vgl. Rundschreiben Ministerium für Arbeit und Soziales BW, Anlage 10 S.4. 
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Tagespflegepersonen übernehmen 
 die Beratung und Begleitung von potenziellen Tagespflegeperso-
nen,  ausgebildeten Tagespflegepersonen und den Personensor-
geberechtigten gewährleisten. 
Des Weiteren werden die Zuschüsse gemäß Nr. 2.5.3 VwV Kindertages-
pflege nur bewilligt, wenn die Stadt- und Landkreise mit Nachweisen bele-
gen, dass sie die Vorbereitung, Qualifizierung und Fortbildung der Tages-
pflegepersonen mit einem mindestens ebenso großen finanziellen Beitrag 
fördern. Die örtlichen Jugendhilfeträger haben nach Nr. 2.3 VwV Kinderta-
gespflege keinen Rechtsanspruch auf die Zuwendungen des Landes, weil 
es freiwillige Leistungen sind.  
 
Die Höhe der Zuschüsse ist durch Nr. 2.6 VwV Kindertagespflege be-
grenzt. 
Ausschlaggebend für die Höhe der Zuschüsse ist die Anzahl der Kinder 
unter 3 Jahren und die Anzahl der beim örtlichen Jugendamt erfassten 
Tagespflegeperson, die jeweils mindestens einen Qualifizierungskurs von 
30 Stunden absolviert haben müssen.  
Die absolute Höhe dieses Zuschusses in jedem Stadt- und Landkreis ist 
unterschiedlich, denn der Zuschuss ist nach der Anzahl der Kinder unter 3 
Jahren im jeweiligen Landkreis gestaffelt. So beträgt der Zuschuss in 
Landkreisen mit lediglich 5.000 Kindern unter 3 Jahren 4,00 € pro Kind in 
Landkreisen mit über 10.000 Kleinkindern dagegen nur noch 2,75 € pro 
Kind. 
Bei den Tagespflegepersonen hängt die Höhe der Zuwendungen von der 
Qualifizierung ab. Bei einer Qualifizierung von 30 bis 120 Unterrichtsein-
heiten der Tagespflegeperson wird mit 140 Euro pro Tagespflegeperson 
bezuschusst. Wenn die Tagespflegeperson 121 Unterrichtseinheiten ab-
solviert hat werden 170 Euro pro Tagespflegeperson bewilligt. 
 
Durch die finanziellen Mittel an den örtlichen Jugendhilfeträger unterstützt 
das Land Baden-Württemberg die Qualifizierung der Tagespflegeperso-
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nen, um dem Ziel eines bedarfsgerechten qualitativen Ausbau der Kinder-
tagespflege zu entsprechen.  
6.2.3  Mittel aus dem Europäischen Sozialfond 
Das BMFSFJ hat das „Aktionsprogramm Kindertagespflege“ ins Leben ge-
rufen und stellt zur Umsetzung Mittel aus dem Europäischen Sozialfonds 
(ESF) zur Verfügung.211 Das Programm „Aktion Kindertagespflege“ soll 
dazu beitragen, dass mehr Personal für die Kindertagespflege gewonnen, 
die Qualität der Betreuung deutlich gesteigert und die Tätigkeit der Tages-
pflegepersonen insgesamt aufgewertet wird.212 Diese gezielte Förderung 
der Kindertagespflege soll die frühkindliche Förderung in der Kindertages-
pflege verbessern und Vereinbarkeit von Familie und Beruf erleichtern.213  
Das „Aktionsprogramm Kindertagespflege“ auf drei Säulen aufgebaut: 
1. Säule: Modellstandorte 
Die Aufgabe der örtlichen Jugendhilfeträger des Modellstandortes ist es, 
ein regionales arbeitsmarktpolitisches Gesamtkonzept zur Gewinnung und 
Vermittlung von Tagespflegepersonen zu entwickeln.214 
2. Säule: Qualifizierung  
Eine flächendeckende Grundqualifizierung auf der Grundlage des DJI- 
Curriculums „Fortbildung von Tagespflegepersonen“ soll erreicht werden. 
3. Säule: Online-Portal 
Das Online-Portal soll zur Information, Vernetzung und Qualifizierung die-
nen. Das Online-Handbuch Kindertagespflege ist daraus entstanden.  
In dieser Arbeit ist im Rahmen der Fachgerechtigkeit die 2. Säule des Ak-
tionsprogramms Kindertagespflege von Bedeutung, denn die sie hat zum 
Ziel, eine bundesweite Qualifikation der Tagespflegepersonen im Umfang 
von 160 Stunden entsprechend dem Curriculum des Deutschen Jugendin-
stituts zu erreichen.215 
Um Fördermittel des Aktionsprogramms Kindertagespflege beantragen zu 
                                            
211  Vgl. Aktionsprogramm Kindertagespflege, Auf einen Blick, Anlage 12, S. 2.   
212  Vgl. BMFSFJ, Aktionsprogramm Kindertagespflege, http://www.bmfsfj.de/BMFSFJ/ 
Service/Archiv/16-legislatur,did=120556.html, [5.09.2010], Anlage 11, S.1. 
213  Vgl. Aktionsprogramm Kindertagespflege, Auf einen Blick, Anlage 12, S. 2.  
214  Vgl. Aktionsprogramm Kindertagespflege, Auf einen Blick, Anlage 12, S. 3.   
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können, hat das Land Baden-Württemberg mit der Bundesagentur für Ar-
beit und dem Bund eine Kooperationsvereinbarung getroffen.216  
Jeder örtliche Jugendhilfeträger in Baden-Württemberg kann ESF-Mittel im 
Rahmen einer erstmaligen Qualifizierung von geeigneten Bewerbern und 
Bewerberinnen als Tagespflegepersonen beantragen.217  
Voraussetzung für die Förderung ist, dass die Tagespflegeperson von ei-
nem Bildungsträger mit Gütesiegel qualifiziert werden.218 Der Bildungsträ-
ger mit Gütesiegel gewährleistet im Gegenzug, dass die neu gewonnen 
Tagespflegepersonen mit 160 Stunden entsprechend des DJI-Curriculum 
Kindertagespflege ausbildet werden.219  
Die Zuwendungen des ESF können maximal 50 Prozent der Gesamtaus-
gaben für die Qualifizierung der neu gewonnen Tagespflegepersonen de-
cken.220 Damit die Zuschüsse gewährt werden, muss die Finanzierung der 
restlichen 50 Prozent gesichert sein.221 Diese Kofinanzierung kann durch 
den örtlichen Jugendhilfeträger, durch die örtlichen Agenturen für Arbeit 
bzw. den Trägern der Grundsicherung oder durch private Dritte gewähr-
leistet werden.222  
Generell gilt, dass die ESF-Mittel als Fehlbedarfsfinanzierung bewilligt 
werden, das bedeutet, dass sie nachrangig gewährt werden, wenn keine 
eigenen Gelder oder Gelder Dritter zur Finanzierung bereitgestellt sind.223 
Des Weiteren ist dem ESF-Zusätzlichkeitsprinzip Rechnung zu tragen. 
Daraus folgt, dass die örtlichen Jugendhilfeträger zuerst die Regelleistun-
gen der Kommune und des Landes einsetzen und erst danach die zusätz-
lichen Zuwendungen, die es ohne ESF nicht geben würde, mit einberech-
nen dürfen.224  
                                                                                                                       
215  Vgl. Aktionsprogramm Kindertagespflege, Leitlinien für die 2.Säule, Anlage 14, S. 3. 
216  Vgl. Aktionsprogramm Kindertagespflege, Säule 2, Kooperationsvereinbarung zwi- 
    schen BMFSFJ, Bundesagentur für Arbeit und den Bundesländern, Anlage 15, S. 1.  
217  Vgl. Aktionsprogramm Kindertagespflege, Leitlinien für die 2.Säule, Anlage 14, S. 3. 
218  Vgl. Aktionsprogramm Kindertagespflege, FAQs, Anlage 13, S. 6.  
219  Vgl. Aktionsprogramm Kindertagespflege, FAQs, Anlage 13, S. 4.  
220  Vgl. Aktionsprogramm Kindertagespflege, Leitlinien für die 2.Säule, Anlage 14, S. 6. 
221  Vgl. Aktionsprogramm Kindertagespflege, FAQs, Anlage 13, S. 6. 
222  Vgl. Aktionsprogramm Kindertagespflege, Leitlinien für die 2.Säule, Anlage 14, S. 3. 
223  Vgl. Aktionsprogramm Kindertagespflege, FAQs, Anlage 13, S. 6. 
224  Vgl. Aktionsprogramm Kindertagespflege, Leitlinien für die 2.Säule, Anlage 14, S. 6. 
  
42
 
Die ESF-Mittel sind nur für die erstmalige Qualifizierung von potentiellen 
Tagespflegepersonen zu verwenden, damit soll explizit die Qualität der ca. 
69.000225 neu zu schaffenden Betreuungsplätze im Bereich der Kinderta-
gespflege in Westdeutschland gefördert werden. Damit ist der Gesetzge-
ber nicht nur dem Ziel der quantitativen Erhöhung der Kindertagespflege-
betreuungsplätze nachgekommen, sondern fördert zugleich auch das Ziel 
der frühkindlichen Bildung und der qualitativ hochwertigen Betreuung in 
der Kindertagespflege.  
 
6.3 Arbeitsmarktgerechtigkeit 
Der Gesetzgeber hat mit den genannten gesetzlichen Veränderungen die 
Kindertagespflege zukunftsorientiert weiterentwickelt. Es soll nun die Mög-
lichkeit für die Tagespflegepersonen bestehen, ein existenzsicherendes 
Einkommen (ab Betreuung von vier Tagespflegekinder)226 zu erwirtschaf-
ten und eine soziale Absicherung zu gewährleisten. Durch diese finanziel-
len Verbesserungen hofft der Gesetzgeber Anreize für die Aufnahme der 
Tätigkeit in der Kindertagespflege geschaffen zu haben, um dem Ziel des 
bedarfsgerechten und fachgerechten Ausbaus der Kindertagesbetreuung 
nachzukommen. 
6.3.1 Leistungsentgelt  
Die oben bereits genannten gesetzlichen Veränderungen haben dazu bei-
getragen, dass die Arbeit als Tagespflegeperson finanziell lukrativer ge-
worden ist.  
Vor den gesetzlichen Veränderungen des TAG, KICK und KiFöG wurden 
der Tagespflegeperson die entstandenen Aufwendungen einschließlich 
der Kosten der Erziehung ersetzt. Bei einer achtstündigen Betreuung ei-
nes Kindes für fünf Tage in der Woche, d.h. Vollzeitbetreuung, wurden 60 
Prozent der Kosten in Vollzeitpflege angesetzt. Somit erhielt die Tages-
                                            
225  Vgl. BT-Drs. 15/3676, S. 46. 
226  Vgl. Riedel, Brigitte: Zahlenspiegel 2007 – Kinderbetreuung im Spiegel der Statistik, 
     Deutsches Jugendinstitut, Anlage 4, S. 129. 
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pflegeperson für die Vollzeitbetreuung eines Kindes einen Pauschalbetrag 
von 360,00 Euro im Monat.227  Wurde das Kind nicht in Vollzeit betreut, so 
wurde der Pauschalbetrag anhand des zeitlichen Betreuungsumfangs228 in 
Zeitkorridore gestaffelt. 
Heute setzt sich die monatlich Entgelt, die im Gesetz genannte laufende 
Geldleistung der Tagespflegepersonen, aus mehreren Komponenten ge-
mäß § 23 Abs. 2 zusammen. Für die Sachkosten und Förderleistung der 
Tagespflegeperson sehen die gemeinsamen Empfehlungen zur laufenden 
Geldleistung des Landkreistags Baden-Württemberg, des Städtetags Ba-
den-Württemberg und des Kommunalen Versorgungsverbandes Jugend 
und Soziales (KVJS) eine landesweite Vergütung für Tagespflegeperso-
nen von 3,90 Euro je Kind pro Stunde vor.229  Aufgesplittet bedeutet dies:  
 für die Sachkosten entsteht eine Förderung in Hohe von 1,74 Euro  
(44,5 % von 3,90 Euro)230 
 für die Betreuungsstunde entsteht eine Förderung in Höhe von 2,16 
Euro (55,4 % von 3,90 Euro).231 
Somit erhält sie im Monat für die Betreuung von einem Kind in Vollzeit 
672,00 Euro Sachkosten und Erziehungsleistungen. Das sind 312,00 Euro 
mehr als vor den gesetzlichen Änderungen. Eine Verbesserung des Ent-
gelts ist die stündlich genaue Bezahlung im Gegensatz zum vorherigen 
Pauschalbetrag. 
6.3.2 Soziale Absicherung  
Vor den gesetzlichen Veränderungen haben einige Länder und Kommu-
nen ihren Tagespflegeperson unter bestimmten Bedingungen monatliche 
Beträge zur Altersvorsorge bezahlt. Heute ist es die Pflicht des Jugendam-
tes nach § 23 Abs. 2 Nr. 3 die nachgewiesenen hälftigen Beiträge zur Al-
terssicherung zu übernehmen. Dadurch muss die Tagespflegeperson je-
doch auch in die sozialen Sicherungssysteme einzahlen, wenn ihre Ein-
                                            
227  Vgl. Diller, 2005, S. 131.  
228  Vgl. Münder, 2003, S. 252. 
229  Vgl. Entwicklungsbericht Kindertagespflege in Baden-Württemberg, Anlage 9, S. 4. 
230  Vgl. Entwicklungsbericht Kindertagespflege in Baden-Württemberg, Anlage 9,  
    Anlage S.1. 
231  Ebenda Anlage S. 1. 
  
44
 
künfte ein gewisses Niveau übersteigen. So muss sie nach § 2 Satz 1 Nr. 
1 SGB VI Beiträge zur gesetzliche Rentenversicherung zahlen, wenn die 
Einkünfte 400 Euro überschreiten. Die Höhe des gesetzlichen Rentenver-
sicherungsbeitrages bemisst sich derzeit auf 19,9 Prozent des Einkom-
mens der Tagespflegeperson bzw. des steuerlichen Gewinns.232  
Durch die Unterstützung bei den finanziellen Kosten der Alterssicherung 
soll einer Altersarmut von den Tagespflegeperson vorgebeugt werden.233  
Die Grundlage für die Berechnung der Sozialversicherungsbeiträge ist der 
steuerliche Gewinn. Dieser errechnet sich wie folgt: 
 Die Einnahmen aus der Kinderbetreuung   
 ohne die Beiträge des Jugendamtes zu den Sozialversicherungen  
 abzüglich der tatsächlichen Betriebsausgaben  
 (oder eines Pauschalbetrages von 300 Euro pro vollzeitbetreutem 
Kind pro Monat) 
 ergeben den steuerlichen Gewinn.234 
 
Nach § 23  Abs. 2 Nr. 4 erhält die Tagespflegeperson im Rahmen der mo-
natlichen Geldleistung die nachgewiesenen hälftigen Kranken- und Pfle-
geversicherungsbeiträge erstattet. Die Kranken- und Pflegeversicherung 
wird ebenfalls anhand des steuerlichen Gewinns der selbständigen Ta-
gespflegeperson ermittelt.235 Der gesetzliche Krankenversicherungsbei-
tragssatz liegt derzeit bei 14,3 Prozent des Arbeitseinkommens der Ta-
gespflegeperson.236 
Die Pflegeversicherung bemisst sich am steuerlichen Gewinn der Tages-
pflegeperson und liegt bei Eltern bei 1,95 Prozent und bei kinderlosen Ta-
gespflegepersonen bei 2,2 Prozent des steuerlichen Gewinns.237 
                                            
232  Vgl. Fakten und Empfehlungen zu den Neuregelungen in der Kindertagespflege,  
     Anlage 8, Seite 4. 
233  Vgl. Jurczyk, 2004, S. 275. 
234  Vgl. Fakten und Empfehlungen zu den Neuregelungen in der Kindertagespflege,  
     Anlage 8, Seite 4. 
235  Vgl. Fakten und Empfehlungen zu den Neuregelungen in der Kindertagespflege,  
     Anlage 8, Seite 3. 
236  Ebenda S. 3. 
237  Ebenda S.3. 
  
45
 
Zusätzlich erhält die Tagespflegeperson für die gesetzliche Unfallversiche-
rung die vollen Aufwendungen erstattet. Diese betragen derzeit jährlich  
79,00 Euro.238 
Dadurch, dass die Anzahl der betreuten Tagespflegekinder schwankt und 
somit auch der Gewinn bzw. das Einkommen der Tagespflegeperson, sind 
die Beitragssätze für die Tagespflegeperson schwer einzuschätzen.239  
6.3.3 Besteuerung 
Eine nachteilige gesetzliche Veränderungen ist im Bereich der Versteue-
rung der Einkünfte der Tagespflegepersonen zu nennen. 
Seit dem 1. Januar 2009 sind die Tagespflegepersonen verpflichtet, ihre 
Einkünfte aus selbständiger Arbeit gemäß § 18 Abs. 1 Nr. 1 EStG zu ver-
steuern. Früher wurden die Einnahmen der Tagespflegepersonen aus öf-
fentlich geförderter selbständiger Kindertagespflege als steuerfreie Beihilfe 
behandelt.240     
 
Somit ist zu erkennen, dass die Tagespflegeperson in Baden-
Württemberg zum einen eine höhere Vergütung ihrer Betreuungsleistung 
erhält und zum anderen bei der sozialen Absicherung von Seiten des Ge-
setzgebers finanziell unterstützt wird.  
 
7. Resümee:  
Stärken und Schwächen der gesetzlichen Veränderungen 
Abschließend möchte ich auf die Stärken und Schwächen der gesetzli-
chen Veränderungen der Kindertagespflege eingehen, die ich in Bezug 
auf Bedarfsgerechtigkeit, Fachgerechtigkeit und Arbeitsmarktgerechtigkeit 
am Wichtigsten erachte. 
 
7.1. Bedarfsgerechtigkeit 
Eine Stärke im Bereich der bedarfsgerechten Ausgestaltung der Kinderta-
                                            
238  Vgl. Hillmann-Stadtfeld, 2009, S. 77. 
239  Vgl. Jurczyk, 2004, S. 275. 
240  Vgl. Fakten und Empfehlungen zu den Neuregelungen in der Kindertagespflege,  
     Anlage 8, Seite 1. 
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gespflege ist, dass der Förderungsauftrag des § 22 individuell auf die Kin-
der bezogen auf ihre soziale, emotionale, körperliche und geistige Ent-
wicklung abgestimmt werden kann. Denn in Kindertageseinrichtungen ist 
die Anzahl der Kinder größer. In der Kindertagespflege werden maximal 
fünf Kinder gleichzeitig betreut. Somit kann die Tagespflegeperson die 
Kinder individueller und eingehender fördern. 
Die flexible Gestaltung der Betreuungszeiten ist für viele Eltern ein aus-
schlaggebendes Argument der Kindertagespflege. Diese Stärke ermög-
licht es auch in Berufen mit atypischen Arbeitszeiten Erwerbstätigkeit und 
Familie miteinander zu vereinbaren.  
Des Weiteren kann die Kindertagespflege in ländlichen Regionen Betreu-
ungsplätze zur Verfügung stellen. Das ist für den örtlichen Jugendhilfeträ-
ger von Vorteil, da ein effizienter Betrieb einer Kindertageseinrichtung für 
unter Dreijährige für ihn in kleinen Kommunen wirtschaftlich nicht tragfähig 
ist. 
Die Kindertagespflege bietet in der bedarfsgerechten Ausgestaltung einige 
Stärken, dennoch hat sie auch Schwächen auf die der Gesetzgeber je-
doch reagiert hat. Eine dieser Schwächen ist, dass die Tagespflegeperson 
alleine tätig ist. Sollte die Tagespflegeperson ausfallen, stellt sich die Fra-
ge der Ersatzbetreuung. Der Gesetzgeber fordert in § 23 Abs. 4 Satz 2, 
dass für Ausfallzeiten einer Tagespflegeperson rechtzeitig eine alternative 
Betreuung zu gewährleisten ist. Die Schwierigkeit der Vertretungslösung 
liegt darin, dass die Tagespflegekinder mit der Vertretungsperson bereits 
vertraut sein sollten. Aus entwicklungspsychologischer Sicht kann es nicht 
vertreten werden, dass ein- bis dreijährige Kinder plötzlich von einer frem-
den Person in einer fremden Umgebung betreut werden.241 Diese Bedin-
gung macht die Ersatzbetreuung in der Kindertagespflege so schwierig. 
Wer bezahlt die Eingewöhnungszeiten von Vertretungspersonen und wer 
finanziert die Ersatzbetreuung im Vertretungsfall? In Kapitel 5.1.1 wurde 
eine Möglichkeit der praktischen Umsetzung dieser Thematik bereits auf-
                                            
241  Vgl. Stempinski, Susanne: Wenn die Tagesmutter krank wird, in: ZeT,Zeitschrift für Ta- 
     gesmütter und -väter, ZET 3/2006, S. 10, S. 12. 
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gezeigt, wie diese Schwäche von den Beteiligten gut gelöst wird. 
Eine weitere Schwäche ist der Kostenbeitrag. Der Kostenbeitrag in der 
Kindertagespflege wurde im Gesetz dem Kostenbeitrag in den Kinderta-
geseinrichtungen gleichgestellt.242 Dennoch ist es in der Praxis so, dass 
diese gesetzlichen Grundlagen nicht umgesetzt worden sind.243 Das ist 
meiner Ansicht nach eine Schwäche der Kindertagespflege, weil für Eltern 
unter Umständen der finanzielle Aspekt ausschlaggebend ist für die 
Betreuung ihres Kindes in einer Kindertageseinrichtung. Meiner Ansicht 
nach ist es wünschenswert, wenn der Kostenbeitrag für beide Betreu-
ungsmöglichkeiten gleich hoch ist, damit dem Wunsch- und Wahlrecht der 
Eltern gemäß § 5 entsprochen werden kann. Vor allem da aus finanzieller 
Sicht der öffentlichen Hand, die Kosten für einen Betreuungsplatz in der 
Kindertagespflege geringer sind als ein Betreuungsplatz in einer Kinderta-
geseinrichtung. Somit wäre es aus Sicht der örtlichen Jugendhilfeträger, 
aufgrund der geringeren Kosten der Kindertagespflege von Vorteil, den 
Anteil von Kindern in der Kindertagespflege zu erhöhen.  
Durch den bedarfsgerechten Ausbau der Kindertagesbetreuung kommt 
die Politik dem gesellschaftlichen Wandel nach. Die Wirtschaft ist auf ein 
bedarfsgerechtes Betreuungsangebot angewiesen, um angesichts des 
Bedarfs an qualifizierten Arbeitskräften ihre Leistungsfähigkeit und Wett-
bewerbsfähigkeit zu erhalten.244 Des Weiteren werden durch die Schaf-
fung von Betreuungsplätzen zusätzliche Arbeitsplätze in Deutschland ge-
schaffen.245 Nicht zuletzt ist der Ausbau der Betreuungsangebote auch ein 
wesentliches Element, um kinder- und familienfreundliche Lebensverhält-
nisse weiter zu verbessern und damit das Kinderland Baden-Württemberg 
voranzubringen.246    
 
7.2. Fachgerechtigkeit 
                                            
242  Vgl. Münder, Lakies, 2009, S. 746. 
243  Vgl. Service: Tagespflege aktuell, in: ZeT, Zeitschrift für Tagesmütter und -väter, 
     3/2007, S. 28. 
244  Vgl. LT-BW-Drs: 14/3659, S. 13. 
245  Vgl. Beckmann, Landua, 2008, S. 28. 
246  Vgl. LT-BW-Drs: 14/3659, S. 13. 
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Im Rahmen der Fachgerechtigkeit wird die Qualität der Kindertagespflege 
betrachtet. Durch die Einführung des Förderungsauftrages in der Kinder-
tagespflege ergibt sich für mich dadurch eine mögliche Stärke und eine 
denkbare Schwäche. Die Stärke sehe ich darin, dass Kinder in der Kinder-
tagespflege durch die kleine Gruppengröße qualitativ besser gefördert 
werden können. Die Tagespflegeperson kann sich beispielsweise auf ein 
gezieltes Alter einstellen oder kann die Kinder gezielt nach den Wünschen 
der Eltern fördern. Eine Schwäche liegt für mich darin, dass die Umset-
zung des Förderungsauftrags bei den Tagesmütter nicht kontrolliert wer-
den kann. Wenn die Tagespflegeperson die Kinder nur „betreut“ und nicht 
fördert, können das meist nur die Eltern bemerken247, aber ob diese in 
Anbetracht der Knappheit an Betreuungsplätzen das Betreuungsverhältnis 
beenden, ist fraglich.  
Eine weitere Schwäche im Bezug auf die Qualität sehe ich in der Qualifi-
zierung der Tagespflegeperson. Der Gesetzgeber hat versucht, durch die 
im Gesetz verankerte Überprüfung der Eignungskriterien und der vertief-
ten Kenntnisse, diese Schwäche zu minimieren. Er hat jedoch die vertief-
ten Kenntnisse nicht detailliert ausformuliert, sondern lediglich das vom  
DJI erarbeitete Curriculum „Fortbildung von Tagespflegepersonen“ im 
Rahmen von 160 Stunden empfohlen. Bisher sind lediglich 23,18 Prozent 
der in Deutschland tätigen Tagespflegepersonen mit 160 Stunden und 
mehr qualifiziert. Somit kann mitnichten von einer flächendeckenden Qua-
lifizierung entsprechend der empfohlenen 160 Stunden gesprochen wer-
den.  
Ich denke jedoch, dass durch die gesetzlichen Veränderungen für die Kin-
dertagespflege nun die Möglichkeit existiert, durch einen konsequenten 
Ausbau der Qualifikation der Tagespflegepersonen, zu einer qualitativ gu-
ten Kindertagesbetreuungsform zu werden. Der Gesetzgeber kommt dem 
Ziel, Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu ermöglichen und gleichzeitig 
verschiedene, qualitativ gute Kindertagesbetreuungen als Auswahl zu ha-
ben, einen weiteren Schritt näher. 
                                            
247  Vgl. Tietze, 2005, S.7. 
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7.3. Arbeitsmarktgerechtigkeit 
Im Rahmen der Arbeitsmarktgerechtigkeit ist der Erlaubnisvorbehalt der 
Kindertagespflege eine Stärke. Die Person, die ein oder mehr Kinder för-
dern, erziehen und betreuen möchte, wird zuerst vom Jugendamt geprüft 
und nicht wie vor den gesetzlichen Veränderungen ab dem dritten Kind. 
Durch die Überprüfung der Tagespflegeperson werden die Eltern in ihrer 
Auswahl der Tagespflegeperson unterstützt. Eine weitere Stärke im Be-
reich der Erlaubnis zur Kindertagespflege, sehe ich in der Tatsache, dass 
diese auf fünf Jahre befristet ist. Dass die Tagespflegeperson nach fünf 
Jahren überprüft wird, sehe ich unter dem Aspekt dem Kindeswohl Rech-
nung zu tragen. Leider hat der Gesetzgeber es hier meiner Meinung nach 
verpasst, die erneute Erteilung der Erlaubnis zur Kindertagespflege daran 
zu knüpfen, dass die Tagespflegepersonen nachweisen müssen, dass sie 
die geforderten 15 Stunden Weiterbildung pro Jahr absolviert haben.  
Eine weitere Schwäche für die Kindertagespflege stellt die Vergütung der 
Tagespflegepersonen dar. Die Vergütung hat sich im Rahmen der gesetz-
lichen Veränderungen stark verbessert. Zu beachten ist allerdings, dass 
ein existenzsicherndes Einkommen erst ab vier Kindern in Vollzeitbetreu-
ung erwirtschaftet werden kann. Oftmals werden die Kinder aber nur in 
Teilzeit betreut, sodass es die Aufgabe der Tagespflegeperson ist, ihre 
Kindertagespflegestelle wirtschaftlich aus zu lasten. 
Dennoch denke ich, dass der Gesetzgeber durch die gesetzlichen Verän-
derungen im Bereich der Arbeitsmarktgerechtigkeit durch die Vergütung 
und soziale Absicherung Anreize für die Tätigkeit in der Kindertagespflege 
geschaffen hat, sodass dadurch die Akquise neuer Tagespflegepersonen 
erreicht werden kann.  Denn nur durch die Tätigkeit der Tagespflegeper-
sonen ist es möglich, für 69.000 Kinder unter 3 Jahren einen Betreuungs-
platz in der Kindertagespflege zu schaffen.  
Durch den quantitativen und qualitativen Ausbau der Kindertagespflege 
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kann es gelingen, ein bedarfsgerechtes Angebot an Kindertagesbetreu-
ungsplätzen zu schaffen und dadurch dem gesellschaftlichen Wandel 
Rechnung zu tragen. Die Kinder sind unsere Zukunft, daher ist eine ent-
wicklungspsychologische Förderung der Kinder zu eigenverantwortlichen 
und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeiten von großer Bedeutung. Die 
Arbeitskraft und das Fachkräftepotential der Frauen stärkt den Wirt-
schaftsstandort Deutschland und die Renten- und Sozialversicherungssys-
teme. Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf muss möglich gemacht 
werden, damit sich junge Frauen und Männer wieder für Kinder entschei-
den.   
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Determinanten der 
Frauenerwerbstätigkeit 
im Haushaltskontext 
 
 
 
 
Im November vergangenen Jahres konnte das 
Statistische Bundesamt im Rahmen des Gerhard-
Fürst-Preises insgesamt drei hervorragende 
Arbeiten mit einem engen Bezug zur amtlichen 
Statistik auszeichnen. Die von Herrn Professor 
Dr. Hans Wolfgang Brachinger (Universität Freiburg 
Schweiz/Université de Fribourg Suisse), dem 
Vorsitzenden des unabhängigen 
Gutachtergremiums, vorgetragenen 
Laudationes wurden in Ausgabe 12/2006 (S. 1229 
ff.) dieser Zeitschrift bereits veröffentlicht. Daran 
anknüpfend stellen nun die drei Preisträger ihre 
Arbeiten in eigenen Beiträgen näher vor. Den 
Anfang macht Dipl.-Ökonom Alexander 
Vogel, dessen bei Professor Dr. Joachim Merz an 
der Universität Lüneburg entstandene Diplomarbeit 
„Frauenerwerbstätigkeit im Haushaltskontext – 
Ergebnisvergleich der normalen, tatsächlichen und 
gewünschten Arbeitszeit mit Daten der 
Zeitbudgeterhebung 2001/2002 auf Basis 
des kollektiven Modells“ mit dem Gerhard-Fürst-
Preis 2006 in der Kategorie „Diplom- und 
Magisterarbeiten“ prämiert 
wurde. 
Die meisten Untersuchungen zur Erwerbstätigkeit 
greifen auf die Erhebung der normalerweise 
geleisteten Arbeitszeit zurück. Der vorliegende 
Artikel zielt darauf ab, robuste Ergebnisse 
bezüglich der Frauenerwerbstätigkeit im 
Haushaltskontext zu erhalten. Hierfür wird 
untersucht, ob davon ausgegangen 
werden kann, dass bisher gewonnene Erkenntnisse 
zum Erwerbsverhalten von den Methoden der 
Arbeitszeiterfassung unabhängig sind. Der 
herkömmlichen Operationalisierung 
werden dazu die gewünschte und die 
tatsächlich geleistete Arbeitszeit gegenübergestellt. 
Die Datengrundlage liefert die Zeitbudgeterhebung 
2001/2002 des Statistischen Bundesamtes. 
 
1 Problemstellung 
 
Vor dem Hintergrund einer immer älter werdenden 
Bevölkerung und dem damit verbundenen anteiligen 
Rückgang der 
Erwerbstätigen, wird in der aktuellen politischen 
Diskussion von der Notwendigkeit einer 
nachhaltigen Familienpolitik gesprochen. Ziel dieser 
Politik ist wie bisher eine Erhöhung der 
Geburtenrate, um der demografischen Entwicklung 
entgegenzuwirken. Ergänzend kommt die 
Steigerung der Frauenerwerbstätigkeit 
als wichtiges Ziel hinzu, damit der zukünftige 
Arbeits- bzw. Fachkräftemangel vermieden oder 
zumindest abgemildert werden kann. 
Um die Politik in ihren Zielen zu unterstützen, ist es 
Aufgabe der empirischen Forschung, gesicherte 
Erkenntnisse bezüglich der Frauenerwerbstätigkeit 
zu liefern. Die meisten Untersuchungen greifen 
dabei auf die Erhebung der normalerweise 
geleisteten Arbeitszeit zurück, womit jedoch zwei 
Probleme verbunden sind. Erstens kommt es zu 
Messfehlern, da die Befragten nur sehr schwer 
einschätzen können, wie viel sie tatsächlich in einer 
bestimmten Periode gearbeitet haben. Zweitens 
ergibt sich durch die Erhebung der aktuell 
beobachteten Arbeitszeit ein Problem der 
Theoriekonformität, da das Arbeitsangebot im 
neoklassischen Modell die von den Individuen 
präferierte Arbeitszeit zur Grundlage hat. Diese 
muss jedoch nicht zwingend mit der am 
Markt zustande kommenden Arbeitszeit 
übereinstimmen. 
Die vorliegende Untersuchung greift mit Hilfe der 
Zeitbudgeterhebung 2001/2002 diese Probleme auf 
und stellt der herkömmlichen Arbeitszeiterhebung 
zwei alternativ erfasste Arbeitszeitvariablen 
gegenüber, um robuste Ergebnisse zu 
erhalten. 
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Anlage 3: Geburten in Deutschland 
    (Auszugsweise) 
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Anlage 4: Strukturmerkmale der Kindertagespflege 
               (Auszugsweise) 
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Anlage 5:  Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Arbeit 
und Soziales zur Kindertagespflege (VwV 
Kindertagespflege) 
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Anlage 6: Statistiken der Kinder- und Jugendhilfe 
    (Auszugsweise) 
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Anlage 7:  Merkblatt -Erlaubnis zur Kindertagespflege   gemäß 
§ 43 SGB VIII 
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Anlage 8:  Fakten und Empfehlungen zu den Neuregelungen in 
der Kindertagespflege 
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Anlage 9: Entwicklungsbericht Kindertagespflege BW 
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Anlage 10: Rundschreiben Ministerium für Arbeit und   
Soziales BW  
 
       (Auszugsweise) 
_______________________________________ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 87
 
 
 
 
 
 88
 
 
 
 
 
 
 
 
 89
Anlage 11: Aktionsprogramm Kindertagespflege 
http://www.bmfsfj.de/BMFSFJ/Service/Archiv/16-legislatur,did=120556.html
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Aktionsprogramm Kindertagespflege 
Die Kindertagespflege ist ein zentraler Baustein für den Ausbau der Kindertagesbetreuung: Bei 
Tagesmüttern und Tagesvätern sollen rund 30 Prozent der neuen Plätze in der Kinderbetreuung bis 
zum Jahr 2013 entstehen. Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend startete 
daher im Oktober 2008 das Aktionsprogramm "Kindertagespflege". Das Programm soll dazu 
beitragen, mehr Personal für die Tagespflege zu gewinnen, die Qualität der Betreuung deutlich zu 
steigern und das Berufsbild insgesamt aufzuwerten. 
160 Modellstandorte werden gefördert 
In einer ersten Säule des Aktionsprogramms werden in zwei Ausschreibungswellen bundesweit 
insgesamt etwa 160 Modellstandorte gefördert. Dafür stehen 17 Millionen Euro aus dem 
Europäischen Sozialfonds (ESF) bereit. An den rund 160 Standorten sollen gute Ideen in die Praxis 
umgesetzt werden, wie geeignete Tagespflegepersonen gewonnen und qualifiziert werden können. 
Neue Zielgruppen sind in erster Linie Berufseinsteigerinnen mit pädagogischer Ausbildung, Arbeit 
suchende Erzieherinnen beziehungsweise Kinderpflegerinnen und andere pädagogische Fachkräfte 
sowie Berufsrückkehrerinnen und Berufsrückkehrer mit anderweitiger Ausbildung. 
Gemeinsames Gütesiegel für die Qualifizierung 
Bislang gibt es keine verlässlichen Standards für die Qualifizierung von Tagesmüttern und -vätern. 
Die örtlichen Jugendhilfeträger, die für die Erteilung der Pflegeerlaubnis zuständig sind, setzen 
unterschiedliche Qualifikationen voraus. In der zweiten Säule des Aktionsprogramms wird deshalb 
seit Herbst 2009 eine flächendeckende Grundqualifizierung in der Kindertagespflege gewährleistet. 
Tagesmütter und -väter werden bundesweit nach den fachlich anerkannten Mindeststandards von 
160 Stunden nach dem Curriculum des Deutschen Jugendinstituts (DJI) beziehungsweise 
vergleichbaren Lehrplänen qualifiziert. Bund, Länder und die Bundesagentur für Arbeit haben sich 
dazu auf ein gemeinsames Gütesiegel für Bildungsträger verständigt, die Tagesmütter und -väter 
nach diesen fachlich anerkannten Mindeststandards unterrichten. 
Online-Portal zur Information, Vernetzung und Qualifizierung 
Als dritte Säule präsentiert das neue Portal www.vorteil-kinderbetreuung.de die unterschiedlichen 
Formen der Kinderbetreuung in Deutschland, bietet Entscheidungshilfen für Erziehungsberechtigte 
mittels Fragen und Antworten sowie ein Glossar - und zeigt denjenigen, die aktiv eine 
Beschäftigung in der Kinderbetreuung suchen, den Weg zu den passenden Anlaufstellen. Es lotst 
alle Hilfe- und Ratsuchenden zu den Themen Kindertagesbetreuung und Kindertagespflege - ob 
Eltern, Erzieherinnen und Erzieher oder auch Jugendämter und Unternehmen - zu den 
Ansprechpartnerinnen und -partnern in ihrer jeweiligen Region.
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Anlage 12:  Aktionsprogramm Kindertagespflege „Auf 
einen Blick“ 
        (Auszugsweise) 
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Anlage 13: Aktionsprogramm Kindertagespflege „FAQ“ 
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Anlage 14:  Aktionsprogramm Kindertagespflege 
„Leitlinien“ 
         (Auszugsweise) 
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Anlage 15:  Aktionsprogramm Kindertagespflege 
Kooperationsvereinbarung  
         http://www.esf-regiestelle.eu/esf/content/e954/e958/ 
       Liste_Bundeslaender_Kooperationsvereinbarung_Stand_09_11_05.pdf 
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Aktionsprogramm Kindertagespflege 
Säule 2 
 
 
 
Kooperationsvereinbarung zwischen  
Bundesministerium für Familien, Senioren, Frauen und Jugend,  
der Bundesagentur für Arbeit und den Bundesländern 
 
 
Folgende Bundesländer haben eine mit dem Bundesministerium für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend sowie der Bundesagentur für  
Arbeit geschlossene Kooperationsvereinbarung als Grundlage zur  
Umsetzung der Säule 2 des Aktionsprogramms Kindertagespflege  
unterzeichnet: 
  
- Baden-Württemberg 
- Bayer 
- Berlin 
- Brandenburg 
- Bremen 
- Hamburg 
- Hessen 
- Mecklenburg-Vorpommern 
- Niedersachsen 
- Nordrhein-Westfalen 
- Rheinland-Pfalz 
- Saarland 
- Thüringen 
 
Weitere Bundesländer haben die Unterzeichnung bereits zugesagt.  
Sie werden nach der Unterzeichnung hier veröffentlicht. 
 
Stand: 05.11.2009  
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